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B) Projektübersicht 

1 Executive Summary  
Die globale Treibhausgasemissions-Minderungspolitik ist beginnend mit dem Ergebnis der UNFCCC 
Verhandlungen 2009 in Kopenhagen verstärkt gekennzeichnet durch den Ansatz unilateraler Politik (sogenannter 
Voluntary Pledges). In den sich herauskristallisierenden hybriden Klimaarchitekturen (bestehend aus simultan 
wirkenden, unterschiedlichen Politik-Ansätzen in verschiedenen Ländern und Weltregionen) steigt der Bedarf an 
politischen Instrumenten, die Zielkonflikte zwischen Regionen und Politikbereichen vermeiden. So gilt es 
insbesondere gleichzeitig Klima- und Aussenhandelsziele zu berücksichtigen, wofür z.B. die Einführung von Border 
Carbon Adjustement Measures (das sind Grenzausgleichszahlungen in Höhe des Kohlenstoffgehalts) diskutiert 
wird, um die Effektivität von Klimapolitik zu gewährleisten (d.h. Carbon Leakage zu minimieren – die Verlagerung 
von Emissionen in nicht-regulierte Weltregionen als direkte Politikfolge unilateraler Politik). 
Die hierfür relevanten Perspektiven sind jene der (Verteilungs-)Gerechtigkeit (über Weltregionen) und Politik-
Effektivität. Im ACRP Projekt RESPONSE arbeiteten somit ÖkonomInnen mit PhilosophInnen, Klimapolitik- und 
AussenhandelsexpertInnen in einer interdisziplinären Analyse zusammen, um aufzuzeigen, welche Optionen sich 
für die europäische und internationale Klimapolitik unter solchen Rahmenbedingungen eröffnen bzw. zu 
empfehlen sind, wenn sich keine global einheitliche und hierarchisch top-down gestaltete Regulierung entwickelt. 
Die Ergebnisse wurden dabei den europäischen VerhandlerInnen vorgestellt und vor den jeweiligen UNFCCC 
Verhandlungen mit ihnen in Brüssel diskutiert. Die Erkenntnisse aus diesen Interaktionen wiederum flossen in die 
finalen Projektergebnisse, wie sie hier zusammengefasst werden, mit ein. 
 
Die zentralen Ergebnisse: 
 
(1) Wieviel Klimapolitikanstrengungen sind gerecht? 
In Hinblick auf Gerechtigkeitsaspekte wurde untersucht, wie die Kosten des Klimaschutzes fair verteilt werden 
können. Als eine zentrale Frage stand im Mittelpunkt zu welchem Ausmass an Klimaschutz ein einzelner Akteur – 
wie insbesondere die EU – verpflichtet ist, wenn andere Akteure ihrerseits den fairen Anteil an der Gesamtlast 
nicht übernehmen. Wir kamen zum Schluss, dass sich die Pflichten der willigen Akteure verstärken statt 
abschwächen oder unverändert bleiben. Während wir zugestehen, dass dies einer Unfairness gleichkommt, 
argumentieren wir, dass diese Unfairness weniger gewichtig ist als die Rechte zukünftiger Generationen, die 
ansonsten übermässigen Klimarisiken ausgesetzt sind. Auch den Einwand, dass zusätzlicher Klimaschutz bei 
fehlendem Willen anderer Akteure wirkungslos sei, weisen wir ab. 
Weiters haben wir uns mit der Frage beschäftigt, in welcher Weise nicht-ideale Umstände – wie psychologische 
und politische Machbarkeitserwägungen – für Fragen der fairen Verteilung  relevant sind. Unter den 
verschiedenen Verteilungsgerechtigkeitsprinzipien stand für uns ein indirekt egalitaristisches Prinzip im 
Vordergrund, welches auf den Nutzen aus klimaschädlichen Aktivitäten angewendet wird. Dabei gibt die 
intergenerationelle Gerechtigkeit eine maximal zulässige Grenze für Emissionen vor, welche dann unter 
Gleichheitsgesichtspunkten intragenerationell aufgeteilt werden. Unter nicht-idealen Umständen werden 
insbesondere vier Bedingungen relevant, welche wir die epistemische, die Kompatibilitäts-, die Möglichkeits-, und 
die Kostenbedingung genannt haben. Machbarkeitsaussagen sind besonders heikel. Sie basieren aus diversen 
Gründen auch nicht auf rein empirischen Prämissen, sondern weisen verschiedene normative Elemente auf. 
Als weitere Erwägungen kommen Effektivität und Substituierbarkeit hinzu.  
 
(2) Wie kann einseitige (unilaterale) Klimapolitik innerhalb einer globalen Weltwirtschaft effektiv und gerecht 

gestaltet werden? 
Da unilateraler Klimapolitik zu Leakage und Wettbewerbsnachteilen führen kann, wurde vielfach ein Übergang 
von einem (wie bisher unter dem UNFCCC System) produktionsbasierten zu einem konsumbasierten Politikansatz 
vorgeschlagen. Durchleuchtet man diesen Übergang aus der Gerechtigkeits- und Effektivitätsperspektive zeigt 
sich, dass weitgehend Produzenten und Konsumenten gemeinsam für Emissionen verantwortlich (im Sinne von 
verursachend) sind. Daraus eine Forderung nach einem Politikansatz abzuleiten, der beides berücksichtigt, wäre 
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aus Gerechtkeitsaspekten jedoch nicht zulässig. Letzteren genügt eine Diskussion der Verteilungswirkung (also 
der Politikinzidenz, nicht der Politikbasis). In Hinblick auf die Effektivität der Klimapolitik ist es nicht 
notwendigerweise so, dass konsumbasierte Ansätze (wie sie über ein vollständiges Border Carbon Adjustment 
implementiert werden könnten) effektiver sind, da auch bei diesen gegenläufige Effekte ausgelöst werden 
können.  
Wohl aber sind konsumbasierte Ansätze – und zwar sowohl aus Gerechtigkeitsgründen wie auch aus 
Effektivitätsgründen - zu empfehlen, wenn sie von Ländern eingeführt werden, die Netto-Kohlenstoffimporteure 
sind (wie derzeit die OECD Länder) und gleichzeitig folgende Implementierung gewählt wird: 

- Importausgleichsabgaben-Einnahmen sind an die Exportländer (Entwicklungs- und Schwellenländer) zu 
transferieren 

- Technologietransfer von „sauberen Technologien“ an Entwicklungsländer ist sicherzustellen 
Quantitative Simulationen in multiregionalen Gleichgewichtsmodellen zeigen, dass in solch einem Fall auch der 
Verzicht auf Export Rückerstattungen (in Höhe der Klimapolitikkosten im Inland), der für einen vollständig 
konsumbasierten Ansatz notwendig wäre, keine wesentlichen Nachteile für Verteilungsgerechtigkeit und 
Effektivität mit sich bringt. 
 
(3) Wie relevant sind Treibhausgasemissionen aus industriellen Prozessen für Carbon Leakage und die 

Wirksamkeit von CO2-Grenzausgleichsabgaben? 
Die Quantifizierung von Leakage im globalen Maßstab erfolgt primär über multiregionale Computable General 
Equilibrium (CGE) Modelle. Diese vernachlässigen in der Regel industrielle Prozessemissionen (IPE). Während 
solche IPE Emissionen nur 10% der globalen Emissionen ausmachen, sind sie gerade in jenen Sektoren, die sowohl 
energieintensiv als auch international hoch kompetitiv sind, meist von hoher Relevanz, ja zeichnen in den meisten 
Ländern in diesen Sektoren für den überwiegenden Emissionsanteil verantwortlich (Stahl, Nicht-Metall 
Mineralien, Chemie). Im Zuge des Projekts RESPONSE wurden die IPE Emissionen in einem globalen CGE Modell 
mitberücksichtigt, und nachgewiesen, dass die bisherigen Leakage-Quantifizierungen deutlich nach unten verzerrt 
waren. Für unilaterale europäische 20% Emissionsreduktion etwa zeigt sich, dass die Leakage nicht nur 29%, 
sondern 38% beträgt, wenn diese Emissionen korrekt berücksichtigt werden. Die gute Nachricht ist jedoch, dass 
die Wirksamkeit von flankierenden handelspolitischen Massnahmen (Importausgleichsabgaben und Export 
Rückerstattungen für Güter in CO2-intensiven, handelsexponierten Sektoren) ist mit Berücksichtigung dieser 
Emissionen (in der Festlegung von Höhe und sektoralem Bezug) deutlich höher: konnten sie ohne solche nur etwa 
ein Viertel der Leakage verhindern, so können sie diese nun um rund zwei Drittel absenken. 
 
(4) Wie können unterschiedliche Lastenverteilungen in der Klimapolitik aus Gerechtigkeitsperspektive beurteilt 

werden? 
Während Gerechtigkeitsargumente seit den Anfängen der UN Klimaverhandlungen vorgebracht wurden, werden 
Gerechtigkeitsprinzipien in der Wissenschaft primär dazu verwendet, um Reduktionsziele zwischen 
unterschiedlich entwickelten Ländern festzulegen bzw. zu legitimieren. In diesem Projekt untersuchen wir mittels 
eines CGE-Modells, welche Konsequenzen unterschiedliche Zuteilungen von Emissionsrechten für Pro-Kopf-
Emissionen, Wohlfahrt und Einkommen in unterschiedlich entwickelten Weltregionen haben und beurteilen aus 
ethischer Sicht, ob diese Ergebnisse mit Gerechtigkeitsprinzipien wie Ability to Pay, Polluter Pays und Equality 
übereinstimmen. Es zeigt sich, dass die Zuteilung von Emissionsrechten auf einer einheitlichen Pro-Kopf-Basis mit 
den unterschiedlichen Gerechtigkeitsprinzipien verträglich ist, v.a. deshalb, weil großzügige Zuteilungen an 
Schwellen- und Entwicklungsländer zu zusätzlichen Einnahmen in diesen Ländern und somit auch zu einer 
Erhöhung der Nachfrage nach Importgütern in Industrieländern führen. Umgekehrt hat eine Zuteilung von 
Emissionsrechten, die primär hoch entwickelte Länder beschränkt nicht aber sich entwickelnde Länder, auch 
negativere Konsequenzen für die weltweite Verteilung von Einkommen und Wohlfahrt. 
 
Diese Ergebnisse sind im Detail insbesondere in folgenden aus dem Projekt RESPONSE erwachsenen 
Publikationen abgeleitet, in denen ausführlichere Informationen zur Verfügung stehen: 
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Bednar-Friedl, B., Schinko, T., Steininger, K.W. (2012), The relevance of process emissions for carbon leakage: A 
comparison of unilateral climate policy options with and without border carbon adjustment, Energy Economics, 
34, Supplement 2: S168-180  http://dx.doi.org/10.1016/j.eneco.2012.08.038 

Bednar-Friedl, B., Roser, D., Schinko, S., Tuerk, A. (2013), An Economic and Justice Assessment of Burden 
Sharing Agreements: Matters of Responsibility, Ability, and Equality, RESPONSE Working Paper RWP3. 

Hohl, S., Roser, D. (2011): Stepping in for the Polluters? Climate Justice under Partial Compliance, Analyse und 
Kritik: 477-500. 

Meyer, L., Sanklecha, P. (2011), Individual Expectations and Climate Change, Analyse & Kritik: Zeitschrift fuer 
Sozialtheorie 32: 449-471.  

Steininger, K., Lininger, C., Droege, S., Roser, D., Tomlinson, L. (2012), Towards a Legitimate and Effective 
Climate Policy: on the relevance of deciding between a Production Based versus Consumption Based 
approach, Graz Economic Papers 12-06, [under review with journal] 
http://www.uni-graz.at/vwlwww_gep_2012_06_steininger.pdf 

 

2 Hintergrund und Zielsetzung  
 

Nach dem Scheitern der UNO-Klimakonferenz in Kopenhagen 2009 sind die Hoffnungen gesunken, dass sich die 

UNO-Mitgliedsländer in näherer Zukunft auf eine gemeinsame und koordinierte Strategie zur Minderung des 

Ausstoßes an Treibhausgasen einigen könnten. Bei der Klimakonferenz in Durban im Jahr 2011 haben die 

Teilnehmer zwar beschlossen, einen neuen internationalen Klimavertrag anzustreben – und dieses Ziel wurde bei 

der jüngsten Klimakonferenz in Doha im Dezember 2012 auch bestätigt. Dieser internationale Vertrag würde aber 

– so er tatsächlich unterzeichnet wird – nicht vor 2020 in Kraft treten. Zumindest kurz- und mittelfristig wird die 

globale Klimapolitik daher durch unilaterale Schritte geprägt sein – oder durch das Handeln sogenannter „Klima-

Koalitionen“, also von Ländergruppen, die ihre Politik auf freiwilliger Basis abstimmen. In der Fachliteratur wird 

das als “Bottom-up”-Klimaarchitektur oder „hybride“ Klimaarchitektur diskutiert. Eine solche Klimaarchitektur 

bildet den Hintergrund für das vorliegende Forschungsprojekt. 

 

Für die europäische Union sind mit dem Ausbleiben einer Einigung auf einen internationalen Klimavertrag diverse 

Probleme verbunden: Seit Jahren ist die EU globaler Vorreiter bei der Treibhausgasreduktion. Wenn sie diesen 

Kurs fortsetzt, andere Länder aber auch weiter nicht mitziehen, droht verstärkte Carbon Leakage – also eine reine 

Verlagerung von Emissionen in andere Länder statt einer echten Senkung des weltweiten Treibhausgas-

Ausstoßes. Sollte das Ausmaß dieser Verlagerung bedeutend sein, stellt sich die Frage ob die EU 

Gegenmaßnahmen ergreifen sollte. Aber auch eine genauere Analyse der Gründe für die mangelnden Fortschritte 

bei den internationalen Klimaverhandlungen erscheint angebracht: bei allen bisherigen Klimakonferenzen war die 

Frage einer gerechten Aufteilung der Kosten der Klimapolitik zwischen Industrie- und Entwicklungsländern stets 

der umstrittenste Punkt. Wenn die EU auch weiter den Abschluss eines internationalen Klimavertrags anstrebt, 

wären also auch in der Gerechtigkeitsfrage neue Lösungsansätze von Vorteil. 

 

 

http://dx.doi.org/10.1016/j.eneco.2012.08.038
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Zielsetzung 

 

An diesem Projekt waren ÖkonomInnen und PhilosophInnen, ExpertInnen für internationalen Handel und 

SpezialistInnen für Klimapolitik beteiligt. Ziel dieser interdisziplinären Herangehensweise war es, Optionen für die 

künftige europäische und internationale Klimapolitik unter der Annahme zu erarbeiten, dass sich auch weiter 

keine globale „Top-down“-Klimaarchitektur herausbildet. Diese Forschungsaufgabe wurde von drei 

unterschiedlichen Blickwinkeln aus untersucht: Den ersten Schwerpunkt stellte die politische Frage dar, welche 

Rolle eine ambitionierte Klimapolitik der Europäischen Union in verschiedenen internationalen klimapolitischen 

Systemen spielen könnte. Ein zweiter wesentlicher Beitrag dieses Projekts ist, auch ethische Überlegungen zur 

Bewertung unterschiedlicher klimapolitischer Szenarien heranzuziehen. Als vorbereitender Schritt für diese 

ethische Bewertung wurden normative Prinzipien – konkret die Prinzipien der globalen Verteilungsgerechtigkeit – 

auf ihre Relevanz für praktisch-politische Fragen überprüft. Drittens ist Ziel des Projekts die ökonomischen Effekte 

und die Auswirkungen auf Emissionen von CO2-Grenzausgleichsmaßnahmen zu untersuchen – solche 

Maßnahmen werden ja für Situationen, wo ein Land allein Klimapolitik betreibt, oft als probates Mittel gegen 

Carbon Leakage vorgeschlagen. 

 
Angestrebtes und erreichtes Ergebnis der politischen, normativen und außenhandelstheoretischen Analyse war 

und ist ein Bündel von möglichen Optionen für die künftige europäische und internationale Politik darzustellen. 

Welche konkreten Auswirkungen ein Ergreifen dieser einzelnen Optionen für Wirtschaft und die Umwelt hat, 

wurde mit einem multi-sektoralen, multi-regionalen CGE Model untersucht, das die EU, ihre Haupthandelspartner 

und andere Weltregionen im Detail abbildet. Anschließend wurden die verschiedenen Politik-Optionen anhand 

einer Kombination ökonomischer, umweltrelevanter und normativer Kriterien bewertet. Als abschließender 

Schritt wurden Empfehlungen für klimapolitische Maßnahmen der EU ausgearbeitet. 
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3 Projektinhalt und Ergebnis 

 

3.1 Beurteilung der Klima-Architektur nach Kopenhagen 
 
Die Kopenhagen Klimakonferenz im Dezember 2009 markiert eine fundamentale Wende der internationalen 

Klimapolitik. Der in Kopenhagen angenommene Kopenhagen Accord ruft zu freiwilligen Reduktionszielen aller 

Staaten auf,  die Unterteilung in Industrie und Entwicklungsländer, die im Kyoto Protokoll enthalten war,  wurde 

aufgehoben. Dies vor dem Hintergrund, dass Entwicklungsländer unter dem Kyoto Protokoll, wie China, nunmehr 

zu den weltweit größten Emittenten zählen. Auch die Rolle der UNO wurde neu definiert. Ihr könnte  verstärkt 

eine koordinierende Rolle zukommen aber keine Rolle als regelsetzendes und sanktionierendes Organ. Eine 

solche Neuorientierung der internationalen Klimaarchitektur ist jedoch Ursachen für grosse 

Meinungsverschiedenheiten zwischen Ländern und Ländergruppen. Während die EU und Entwicklungsländer an 

der Kyoto Architektur festhalten wollen, sehen die andern Staaten die Bottom-up Welt nach Kopenhagen als die 

neue Realität an. 

Diese Bottom-up Welt seit Kopenhagen wird zunehmend auch von Initiativen außerhalb der UNO geprägt. Dazu 

gehören einerseits internationale Initiativen, wie das Major Emitters Forum, das auf US Initiative entstanden ist 

und in dem die weltweit größten Treibhausgasemittenten Reduktionen diskutieren. Bemerkenswert sind 

andererseits aber auch nationale Initiativen,  wie sie beispielsweise in Kalifornien und China zu finden sind. 

Während Kalifornien seit Anfang  2013 ein Emissionshandelssystem besitzt, sind in China in sieben Regionen 

Emissionshandelssysteme in Planung. All diese Systeme planen Regelwerke, die nicht von der UN festgesetzt 

werden, was letztlich eine Überprüfung der Umweltintegrität und eine Kompatibilität der Systeme erschweren 

wird. Gleichzeitig zeigen diese Initiativen, dass es auch ohne verbindliche internationale Ziele Interesse gibt, 

Treibhausgasemissionen zu reduzieren z.B. aufgrund von Argumenten der Energiesicherheit oder Verbesserung 

der Umweltqualität.  

Aufgrund der entstehenden Pluralität der Initiativen wird die Suche nach politisch stabilen und effektiven 

Konstellationen eine große Herausforderung sein. Vereinfachend wird im Projekt RESPONSE die Bildung von 

Klima-Clubs angenommen, in denen verschiedene Ländergruppen ihre Treibhausgasemissionen reduzieren. 

Idealerweise entsprechen diese Ziele auch Grundsätzen einer fairen Lastenaufteilung zwischen Ländern und sind 

in ihrer Umsetzung, beispielsweise durch die Nutzbarkeit von internationalem Emissionshandel, kosteneffizient 

(d.h. ein vorgegebenes Reduktionsziel wird zu geringst möglichen Kosten erreicht). 
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3.2 Prinzipien der globalen Verteilung von Treibhausgasminderung 

 

Behandelt werden Fragen der Verteilungsgerechtigkeit von Treibhausgasminderung und der Relevanz nicht-

idealer Umstände für die Antworten auf diese Fragen. Wie sollen die Kosten zur Verhinderung des gefährlichen 

Klimawandels gerecht verteilt werden? Wir fanden es hilfreich zwischen strikt und indirekt egalitären Prinzipien 

der Verteilungsgerechtigkeit zu unterscheiden. Auf dem Hintergrund der Vorstellung, dass uns eine Theorie 

intergenerationeller Gerechtigkeit einen Anhaltspunkt für ein maximal zulässiges Emissionsbudget geben kann, 

das es sodann intragenerationell gerecht zu verteilen gilt, fanden wir besonders ein indirekt egalitäres 

Verständnis relevant. Wir beziehen die Verteilungsfrage dabei auf die Verteilung des Nutzens der Tätigkeiten, die 

Emissionen als Nebeneffekt mit sich bringen. Sowohl strikt wie auch indirekt egalitäre Prinzipien können, müssen 

aber nicht, für gleiche pro Kopf Emissionsrechte sprechen.  

Diese Implikationen gelten aber nicht notwendigerweise unter nicht-idealen Bedingungen. Nicht-ideale 

Bedingungen bedeuten, dass die Motivation einzelner Individuen, die Kooperationsbereitschaft der Staaten, die 

zur Verfügung stehende Information über die Geschwindigkeit des technischen Fortschritts und die Gefahren des 

Klimawandels, die gegenwärtigen institutionellen Möglichkeiten usw. nicht perfekt sind. Unter solch nicht-idealen 

Bedingungen sind insbesondere vier Aspekte relevant, die wir unter den Bezeichnungen des epistemischen, des 

Kompatibilitäts-, des Möglichkeits-, und des Kostenaspekts diskutiert haben. Weitere relevante Erwägungen sind 

Effektivität und Substituierbarkeit.  

Eine naheliegende Maxime unter nicht-idealen Bedingungen besteht darin, die am wenigsten ungerechte Option 

aus den "machbaren" Politikoptionen auszuwählen. Der Begriff der Machbarkeit stellt uns vor besondere 

Herausforderungen, die in der Literatur sehr selten expliziert werden. Erstens ist machbar kein binärer Begriff, 

sondern es gibt Optionen, die mit mehr oder weniger Wahrscheinlichkeit oder mit mehr oder weniger Effort 

machbar sind. Zweitens, ändert sich die Machbarkeit über die Zeit, was die Überzeugungskraft der simplen 

Maxime, die am wenigsten ungerechte Option unter den machbaren Politikoptionen zu wählen, untergräbt. Die 

Menge der machbaren Optionen kann über die Zeit bewusst vergrössert und verkleinert werden. Insbesondere 

gibt es auch viele kreative Wege, durch kluges "Framing" und "Design" der Klimapolitik ohne grossen Aufwand 

aus konstanten ökonomischen Kosten einer Klimapolitik mehr "Gerechtigkeit herauszupressen". Drittens sind 

Machbarkeitsaussagen akteursrelativ. Viertens sind Machbarkeitsaussagen nicht bloss deskriptiv, sondern 

basieren aus diversen Gründen auch auf normativen Prämissen.  

Diese vier Herausforderungen machen Machbarkeitsaussagen heikler als es auf den ersten Blick scheint und 

können auch dem Missbrauch, Machbarkeitseinschätzungen im Eigeninteresse zu verzerren, das Tor öffnen. 

Machbarkeitsgrenzen können verschieden Wurzeln haben. Neben den trivialeren Fällen der Gesetze der Logik 

und der Naturgesetze ist insbesondere der politische Wille – der eigene sowie der Wille anderer – ein 

interessanter und komplexer Fall.  
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Eine drängende Frage stellt sich konkret, wenn andere Staaten nicht bereit sind, ihren fairen Anteil der 

Klimalasten zu tragen und wir uns unter diesen Bedingungen fragen müssen, wozu wir aus 

Gerechtigkeitsperspektive verpflichtet sind. Schematisch können drei Antworten auf diese Frage unterschieden 

werden. Wenn andere ihrer Pflicht nicht nachkommen, so ist unsere Pflicht umfangreicher, gleich gross oder 

weniger umfangreich als sie es wäre, wenn alle ihrer Pflicht nachkommen würden. Wir haben argumentiert, dass 

die Pflicht zum Klimaschutz für einen Akteur tendenziell umfangreicher wird, wenn andere Akteure ihrerseits 

ihrer Pflicht zum Klimaschutz nicht nachkommen. Diese Position ist zwei Einwänden ausgesetzt. Erstens kann 

argumentiert werden, dass dies unfair ist. Zweitens kann argumentiert werden, dass dies unwirksam ist. Der erste 

Einwand kann als ein Trade-Off zwischen intragenerationeller und intergenerationeller Gerechtigkeit aufgefasst 

werden. Schematisch gesprochen geht es darum, dass die heute agierenden Staaten gemeinsam Klimaschutz 

tätigen sollten, um zukünftige Generationen vor übermässigen Klimarisiken zu schützen. Wenn nun ein Staat 

weniger tut, als er tun sollte, dann stehen die anderen Staaten vor der Wahl selbst auch weniger zu tun – und 

damit intragenerationelle Ungerechtigkeit zu vermeiden – oder selbst umso mehr zu tun – und damit 

intergenerationelle Ungerechtigkeit zu vermeiden. Der Klimawandel hat das Potenzial, die Menschenrechte 

zukünftiger Generationen auf breiter Basis zu verletzen. Wir haben argumentiert, dass dieses Potenzial schwerer 

wiegt als die faire Lastenverteilung im Klimaschutz und somit in diesem spezifischen Fall die intergenerationelle 

Gerechtigkeit Priorität hat vor der der intragenerationellen Gerechtigkeit. Das heisst: Wenn andere ihrer Pflicht 

nicht nachkommen, müssen wir umso mehr tun. Der zweite Einwand – dass unilaterales Vorangehen gewisser 

Staaten in der Abwesenheit der Kooperationsbereitschaft anderer Staaten – wirkungslos sei kann zweistufig 

verstanden werden. Auf einer ersten Stufe wird angezweifelt, dass unilaterale, "kleine" Massnahmen einzelner 

Staaten das Klima sowieso nicht beeinflussen – ganz unabhängig davon, wie andere Staaten auf diese 

Massnahmen reagieren. Auf einer zweiten Stufe kann behauptet werden, dass sogar wenn unilaterale, "kleine" 

Massnahmen einzelner Staaten grundsätzlich zum Klimaschutz beitragen, dieser Beitrag aber sogleich wieder 

wettgemacht wird durch emissionssteigernde Reaktionen anderer Staaten. Der Einwand auf der ersten Stufe ist 

unseres Erachtens kaum plausibel. Er weist allerdings auf Komplikationen hin, so beispielsweise die Tatsache, dass 

unilateraler Klimaschutz nur erwartungsgemäss einen Unterschied macht. Der Einwand auf der zweiten Stufe 

beruht zwar auf empirisch plausiblen Annahmen. Allerdings ist es so, dass unilateraler Klimaschutz andere 

Staaten nicht nur zu weniger Klimaschutz sondern auch zu mehr Klimaschutz verleiten kann. Auch kann durch 

geschicktes politisches Design und Kommunikation gesteuert werden, wie der unilaterale Klimaschutz auf andere 

wirkt. Nicht zuletzt wäre es auch möglich, zum Schutz zukünftiger Generationen vor Klimaschäden auf anderen 

Wegen beizutragen als mittels direkter Emisssionsverminderungen, so zum Beispiel durch Förderung der 

Handlungsfähigkeit politischer Institutionen, durch Verbreitung von Information und durch Investitionen in die 

Anpassungsfähigkeit zukünftiger Generationen. Des Weiteren wäre schwierig zu zeigen, dass unilateraler 
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Klimaschutz andere zu einer Verminderung ihrer eigenen Klimaschutzbemühungen verleiten kann, die derart 

stark ist, dass sie die unilateralen Efforts mehr als wettmacht. 

3.3 Die Gestaltung europäischer unilateraler Politik unter Berücksichtigung 
internationaler Handelsverflechtungen 
 

Der Klimawandel wird durch die globale Konzentration an Treibhausgasen verursacht. Zu seiner Eindämmung 

muss daher die Summe der Emissionen aller Länder reduziert werden. Die Problematik unilateraler Klimapolitik 

liegt darin, dass jedes Land die direkte Kontrolle nur über die auf seinem Territorium freigesetzten Emissionen 

hat. Die anderswo freigesetzten Emissionen kann ein einzelnes Land nur indirekt beeinflussen, unter anderem 

durch seine Handelsverflechtungen mit anderen Ländern. Im Projekt wurden zwei Klimapolitik-Ansätze 

verglichen, die sich in ihrer indirekten Wirkung auf in anderen Ländern freigesetzte Emissionen unterscheiden – 

den heute weltweit üblichen Ansatz einer produktionsorientierten Klimapolitik (das heisst, das Emissionen dort 

(in jenem Land) verbucht werden, wo sie in der Produktion von Gütern und Dienstleistungen emittiert werden, 

unabhängig davon, wo diese Güter danach örtlich wirklich genutzt werden) und den vorerst nur theoretisch 

diskutierten Ansatz einer konsumorientierten Politik (d.h. die Emissionen den Konsumenten der Güter und 

Dienstleistungen zuzurechnen, egal an welchem Ort sie in der Vorleistungskette, die zur Herstellung dieser Güter 

und Dienstleistungen notwendig war, dies emittiert wurden). 
 

Von einer Gerechtigkeitsperspektive aus betrachtet ist wesentlich, dass auch unilaterale Klimapolitik über die 

internationalen Handelsverflechtungen Produktion, Konsum und Einkommen in anderen Ländern beeinflusst – 

also internationale Verteilungswirkungen hat. Das gilt für beide Klimapolitikansätze – den produktions- und den 

konsumorientierten. Aus ökonomischer Sicht ist vorauszuschicken, dass unilaterale Klimapolitik im Allgemeinen 

nicht kosteneffektiv ist: eine kosteneffektive Politik mindert die Emissionen dort, wo das am billigsten ist. Geht 

man unilateral vor, so schließt man im Normalfall viele der kostengünstigsten Emissionsminderungsmöglichkeiten 

aus. Das gilt speziell für Industrieländer wie die Länder der EU: für sie ist die Emissionsreduktion typischerweise 

um etliches teurer als für viele Entwicklungs- und Schwellenländer. Ein zusätzliches Problem des derzeitigen 

produktionsorientierten Klimapolitikansatzes ist Carbon leakage: Emissionsreduktion in einer Region – z.B. in der 

EU – führt oft zu einer Zunahme der Emissionen in anderen Ländern – unter anderem weil die dortigen, nicht der 

Klimapolitik unterliegenden Waren nun vergleichsweise billiger sind und daher weltweit verstärkt nachgefragt 

werden, aber auch durch Effekte, die über die internationalen Energiemärkte wirken. Derartige Effekte auf die 

relativen Preise können auch zu Wettbewerbsnachteilen für die Region führen, die die Klimapolitik betreibt. 

Derartige Effekte sind aber bereits in zahlreichen anderen Studien untersucht worden und stehen daher nicht im 

Mittelpunkt der Analyse des vorliegenden Projekts. Wir haben uns auf die Kriterien der Kosteneffektivität, von 
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Carbon leakage und auf Gerechtigkeitsaspekte konzentriert. Die Frage ist jeweils, ob eine konsumorientierte 

Politik nach diesen Kriterien besser abschneiden würde als die derzeitige produktionsorientierte Politik. 

Für die Unterscheidung zwischen einer produktions- und einer konsumorientierten Politik ist nicht entscheidend, 

wo genau das Politikinstrument ansetzt – also z.B. ob eine CO2-Steuer von Produzenten, vom Konsumenten oder 

an der Grenze eingehoben wird: da Steuern überwälzt werden, ist die von den einzelnen Wirtschaftssubjekten 

getragenen Steuerlast langfristig (nach Anpassung der Preise) stets dieselbe. Der Unterschied zwischen den 

beiden Ansätzen liegt vielmehr in der unterschiedlichen „Instrumenten-Basis“  – für eine Steuer also in der 

unterschiedlichen Steuerbasis. Dies ist aus Abbildung 1 ersichtlich: Die Region, die die Klimapolitik einführt ist hier 

als „EU + Partner“ bezeichnet. Bei einer produktionsorientierten Politik ist die Basis H (die Emissionen, die bei der 

Produktion von Gütern anfallen, die auch in der Region konsumiert werden) plus X1 (die Emissionen, die für jenen 

Teil der Exporte anfallen, die im Inland produziert wurden – und nicht wie der Anteil X2 als Vorleistungen selbst 

importiert wurden). Die Basis einer konsumorientierten Politik ist ebenfalls H, zusätzlich aber M3 (die Emissionen, 

die in jenen Importen enthalten sind, die in der Region „EU + Partner“ konsumiert – und nicht re-exportiert – 

werden). Eine Möglichkeit, von einer produktionsorientierten auf eine konsumorientierte Politik überzugehen, ist 

die Einführung sogenannter CO2-Grenzausgleichsmaßnahmen (border carbon adjustments), d.h. von Zöllen auf in 

den Importen „enthaltene“ Emissionen, und Exportrückerstattungen als Rückerstattung der für die Produzenten 

in der EU angefallenen Kosten der Klimapolitik. 

 

Abbildung 1: Produktionsorientierte und konsumorientierte Politik, schematische Darstellung 
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Gerechtigkeit 

Der erste Teil unserer Analyse war dem Vergleich der beiden Ansätze im Hinblick auf Gerechtigkeitsaspekte 

gewidmet. In der klimapolitischen Literatur wird zum Teil argumentiert, dass konsumorientierte Ansätze inhärent 

gerechter sind, da letztlich der Konsument durch seine Nachfrage für die Produktion von Waren und die damit 

verbundenen Emissionen „verantwortlich“ ist. Wir argumentieren, dass dieser Ansatz nicht haltbar ist. Vielmehr 

sollten die Fragen, wer für Emissionen verantwortlich ist, und wo die Politik ansetzen soll, getrennt betrachtet 

werden. Wir kommen zu dem Schluss, dass sowohl Produzent als auch Konsument für Emissionen verantwortlich 

sind – im dem Sinne, dass sie die Emissionen wissentlich und vermeidbar kausal verursachen. Daraus abzuleiten, 

dass auch die Politik sowohl bei Produzenten als auch bei Konsumenten ansetzen sollte, wäre aber falsch – und 

zwar aus folgenden Gründen: (i) nicht alle Gerechtigkeitsprinzipien beruhen auf der Frage nach der 

Verantwortung – ein Gegenbeispiel ist etwa das Ability-to-Pay-Prinzip zu nennen, das besagt, dass Länder je nach 

ihrem Wohlstand (oder einem anderen Maßstab ihrer Leistungskapazität) für Emissionsreduktion zahlen müssen 

– unabhängig davon, ob sie für die Emissionen auch verantwortlich sind; (ii) oft werden auch Prinzipien, bei denen 

es auf den ersten Blick um Verantwortung geht, nicht aus Gründen der Verantwortung gewählt, sondern aus 

pragmatischen Gründen – so kann man sich etwa für das Prinzip, dass der Verschmutzer zahlen muss, 

entscheiden, weil es Anreize setzt, Verschmutzung zu vermeiden, und nicht, weil man den Verschmutzer für den 

Verantwortlichen hält; (iii) bei vielen Gerechtigkeitsprinzipien geht es um die Frage, wer die Kosten der 

Emissionsreduktionsmaßnahme tatsächlich trägt (also bei Steuern um die Frage der Steuerinzidenz). Wie oben 

argumentiert, ist, da die Kosten überwälzt werden, die Inzidenz aber nicht davon abhängig, bei wem das 

Politikinstrument direkt ansetzt. Angesichts dieser Einschränkungen empfehlen wir für die Praxis folgende 

Vorgangsweise: Nehmen wir an, die Industrieländer (oder ein Teil der Industrieländer, etwa die EU) verfolgen eine 

unilaterale Klimapolitik; und nehmen wir ferner auch an, dass sich diese Ländergruppe zu dem von der UNO im 

Jahr 1992 angenommene Prinzip der „gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortung“ bekennt. Die 

entscheidende Frage ist nun: verschiebt ein Übergang zu einer konsumorientierten Politik die Lasten der Politik in 

Richtung der Industrieländer oder in Richtung der Entwicklungsländer? Wenn wir uns der Meinung anschließen, 

dass zurzeit die Industrieländer zu geringe Lasten der Klimapolitik tragen, dann würden wir einen Wechsel der 

Politikbasis also befürworten, wenn er die Entwicklungsländer entlastet. 

 

Ökonomik 

Ökonomisch ist die Frage, welche Ländergruppe von einem Wechsel von einer produktions- zu einer 

konsumorientierten Politik profitiert, von mehreren Größen abhängig:  (i) der Menge der in den Importen im 

Vergleich zu den Exporten enthaltenen Emissionen (zurzeit enthalten die Importe aus Schwellenländer wesentlich 

mehr Emissionen als die Exporte der Industrieländer); (ii) der Frage, wie weit die Lasten der Klimapolitik 

international überwälzt werden können. Dies hängt wiederum davon ab, wieweit eine Ländergruppe die 
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internationalen Preise einer Güterkategorie beeinflussen kann, d.h. wie weit eine Veränderung der Terms-of-

Trade möglich ist. Wir argumentieren, dass theoretisch einiges dafür spricht, dass eine konsumorientierte Politik 

die Kosten der Politik zu den Entwicklungsländern verschiebt. Diese Vermutung wird von CGE-Simulationsstudien 

erhärtet, wie z.B. einer internationalen Vergleichsstudie von 12 derartigen Modellen im Rahmen des Energy 

Modeling Forums 29, an der wir uns mit dem in Abschnitt 3.4 besprochenen Modell beteiligt haben (Böhringer et 

al., 2012). 

Ein weiterer Hauptpunkt unserer Analyse betrifft die Frage, ob eine konsum- oder eine produktionsorientierte 

Politik kosteneffektiver ist bzw. zu geringerer Carbon leakage führt. In der Literatur sind zumindest zwei 

überzeugende Argumente zu finden, die dafür sprechen, dass wenn nur die Industrieländer einen 

Treibhausgasminderungspolitik verfolgen, der konsumorientierte Ansatz der kosteneffektivere ist: Erstens ist die 

Menge der in den Importen der Industrieländer enthaltenen Emissionen deutlich größer als die Menge der in 

ihren Exporten enthaltenen Emissionen. Der Unterschied zwischen den beiden Mengen ist in den vergangenen 

beiden Jahrzehnten überdies rasant angewachsen. Eine konsumorientierte Politik würde die in den Importen der 

Industrieländer enthaltenen Emissionen einschließen und damit einen größeren Anteil der weltweiten Emissionen 

umfassen als eine produktionsorientierte Politik. Zweitens sind die Grenzvermeidungskosten von Emissionen in 

Industrieländern, die ihre Wirtschaft schon zum Teil auf weniger CO2-intensive Produktionsweisen umgestellt 

haben, wesentlich höher als in Schwellenländern, die diesen Schritt noch nicht gemacht haben. Ein 

konsumorientierter Ansatz würde somit vergleichsweise günstige Emissionsreduktions-Optionen in die Politik-

Basis einbeziehen. 

Zur Untersuchung, ob diese Argumente tatsächlich eine höhere Kosteneffektivität des konsumbasierten Ansatzes 

bedingen, haben wir unter anderem ein analytisches Partial-Gleichgewichtsmodell entwickelt (siehe Abschnitt 

5.2). Mithilfe dieses Models können wir folgende Zusammenhänge zeigen: Bei Verwendung einer für 

konsumbasierte Ansätze geeigneten Leakage-Definition und unter bestimmten Annahmen über die langfristige 

Überwälzbarkeit der Kosten der Klimapolitik führt eine produktionsbasierte Politik zu Carbon leakage durch 

Politik-Transmission in Nicht-Energiemärkten, eine konsumbasierte Politik aber nicht. Weiters wird die Frage, 

welcher der beiden Politik-Ansätze zu einer größeren Reduktion der globalen Emissionen führt, ebenfalls durch 

Politik-Transmission in Nicht-Energiemärkten entschieden. Energiemarkt-Effekte wirken nur verstärkend bzw. 

abschwächend auf die Effekte aus den Nicht-Energiemärkten, ändern aber nichts an der Reihung der 

unterschiedlichen Politik-Ansätze in Bezug auf ihr Potential zur Emissionsreduktion. Zu unserer Kernfrage, welche 

Politik die kosteneffektivere ist, mussten wir allerdings feststellen, dass sich ohne Kenntnis der genauen 

Parameterwerte keine konkrete  Aussage treffen lässt. Insbesondere erlaubt das oben genannte Ergebnis zu 

Carbon leakage keinen eindeutigen Rückschluss auf die Kosteneffektivität. Auch die im vorigen Absatz 

diskutierten Argumente zur größeren Emissionsmenge in den Exporten der Schwellenländer und zu den 
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niedrigeren Emissions-Grenzvermeidungskosten dort sind kein zwingender Grund dafür, dass der 

konsumorientierte Politikansatz kosteneffektiver wäre: daraus, dass die Emissionsmenge, auf die die Politik 

angewandt wird, größer ist, lässt sich nicht folgern, dass auch die erzielte Emissionsreduktion größer sein muss. 

Entscheidend ist, wie stark die Emissionen auf die angewandte Politik reagieren. 

Üblicherweise wirkt Klimapolitik in zweifacher Weise auf die Menge der Emissionen: Einerseits geht die Nachfrage 

und damit das Angebot der der Klimapolitik unterworfenen Produkte zurück, da diese teurer werden – im Fall 

einer konsumorientierten Politik würde das unter anderem einen Rückgang der Exporte der Schwellenländer 

bedeuten. Andererseits kann Klimapolitik zu einer Änderung der Produktionstechnologie führen: die 

Energieeffizienz steigt, Energieträger mit geringerem CO2-Gehalt kommen zum Einsatz, der Input-Mix verändert 

sich oder eine gänzlich andere Produktionstechnologie wird verwendet. Falls eine konsumorientierte Politik 

vorwiegend auf die erste eben beschriebene Weise wirkt, würde das eine Reihe von Problemen nach sich ziehen: 

ein Rückgang der Exporte der Schwellenländer würde zu Einkommensverlusten dieser Länder führen. Das wäre 

aufgrund von Gerechtigkeitsüberlegungen nicht wünschenswert – es würde dem Prinzip der „gemeinsamen, aber 

unterschiedlichen Verantwortlichkeit“ widersprechen. Es könnte aber auch Vergeltungsmaßnahmen der 

Schwellenländer bis zu einem Handelskrieg heraufbeschwören. Und es wäre auch klimapolitisch nicht 

wünschenswert: ein Rückgang der Einkommen der Schwellenländer könnte sogar zu einer Zunahme der 

Emissionen dort führen, wenn sich diese Länder weniger CO2-intensive Importe aus Industrieländern nicht mehr 

leisten können und diese Importe durch CO2-intensive eigene Produkte ersetzen. Anstrebenswert und letztlich 

auch kosteneffektiv erscheint damit nur der zweite Weg der Emissionsreduktion – die Veränderung der 

Produktionstechnologie. Eine konsumorientierte Politik der Industrieländer ist damit nur dann die eindeutig 

kosteneffektivere Variante, wenn sie in Schwellenländern genau einen solchen Umstieg auf umweltfreundlichere 

Produktionsmethoden auslöst. Dafür genügt es aber nicht, dass Industrieländer über derartige „grüne“ 

Produktionsmethoden verfügen und diese in Entwicklungsländern einsetzen, wenn sie dort Direktinvestitionen 

tätigen (wie etwa unter dem Clean Development Mechanism des Kyoto-Protokolls) – es ist erforderlich, dass die 

entsprechenden Technologien direkt im Besitz der Schwellenländer sind. 

Aus diesen Überlegungen leiten wir zwei Voraussetzungen dafür ab, dass ein Umstieg auf eine konsumorientierte 

Politik sowohl aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit als auch der Kosteneffektivität zu befürworten ist: Wenn 

der Umstieg mittels CO2-Ausgleichsmaßnahmen umgesetzt wird, so sollten die Einnahmen aus den CO2-Zöllen an 

jene Länder transferiert werden, aus denen die importierten Produkte stammen. Das würde Einkommensverluste 

für Entwicklungsländer und die damit verbundenen Probleme sowohl auch Gerechtigkeits- als auch aus 

klimapolitischer Sicht vermeiden helfen. Zweitens muss sichergestellt sein, dass die Schwellenländer über „grüne“ 

Produktionstechnologien verfügen. Zu Details dieser Politikempfehlungen siehe Abschnitt 4.2. 
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3.4 Makroökonomische Effekte von europäischer Klimapolitik und flankierender 
Handelspolitik (CO2-Import-Ausgleichsabgaben und –Export Rückerstattungen) 
 
Wie im vorigen Abschnitt gezeigt, kann unilaterale Klimapolitik zu Carbon Leakage führen. In diesem Abschnitt 

werden darauf aufbauend die Wirkungen einer unilateralen, europäischen Reduktion der CO2-Emissionen mittels 

eines Computable General Equilibrium (CGE) Modells untersucht, das die wirtschaftlichen Verflechtungen 

zwischen neun Weltregionen und 13 Sektoren unterscheidet und auf das Basisjahr 2004 kalibriert ist (siehe auch 

Abschnitt 5.3 zur Methodik sowie Bednar-Friedl et al., 2012a, zu den Ergebnissen).  

Anders als die bisher verfügbare Literatur zu Carbon Leakage in globalen CGE Modellen, bezieht das im Projekt 

RESPONSE entwickelte Modell auch die industriellen Prozessemissionen mit ein. Dies sind zwar global nur für 10% 

der Treibhausgasemissionen verantwortlich, jedoch in jenen Sektoren, die sowohl energieintensiv als auch in 

starkem internationalen Wettbewerb stehen, besonders relevant, ja zeichnen dort in vielen Weltregionen und 

Sektoren sogar für den überwiegenden Anteil verantwortlich. Das RESPONSE Projekt konnte hierbei zeigen, dass 

die bisher quantifizierten Leakage-Raten zu gering waren, dass aber umgekehrt Ausgleichsmaßnahmen an der 

Grenze, die sich auf den Carbon Content auch der industriellen Prozessemissionen beziehen, wesentlich 

wirkungsvoller in der Absicherung der Effektivität unilateraler Klimapolitik sind (die Details sind in Bednar-Friedl 

et al., 2012a dargelegt). 

Mithilfe dieses Modells werden konkret die Auswirkungen eines europäischen Emissionshandelssystems mit 

Erstversteigerung unter der Annahme untersucht, dass die Reduktion der Emissionszertifikate in Europa so stark 

erfolgt, dass global die Emissionen genau um den Betrag einer 20% Reduktion der europäischen CO2-Emissionen 

abnehmen. Die Politikanalyse erfolgt für das Basisjahr 2004, damit die Ergebnisse nicht aufgrund von 

Unsicherheiten über zukünftige wirtschaftliche und technologische Entwicklungen verzerrt werden. Abbildung 

zeigt, dass eine Emissionsreduktion in Europa von rund 1300 Mt CO2 zu Emissionszunahmen um rund 500 Mt CO2 

in allen anderen Weltregionen (NCOA) führt und folglich der Carbon-Leakage-Effekt 38% beträgt – somit werden 

38% der Emissionsreduktionen in Europa durch Emissionszunahmen in anderen Weltregionen wettgemacht. 

Diese Emissionszunahmen verteilen sich hierbei sowohl auf andere Industrieländer, die annahmegemäß keine 

Emissionsreduktion durchführen (USA, Restliche Annex I Länder), sowie auf Schwellen- und Entwicklungsländer 

(v.a. Russische Föderation, China, Öl- und Gasexportierende Länder, andere Länder mit mittleren Einkommen).  
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Abbildung 2: Carbon leakage (in Mt CO2) von unilateraler europäischer Klimapolitik (Reduktion der CO2-
Emissionen um 20%) im Fall von Emissionshandel mit Auktionierung (Referenzfall) 

Länderabkürzungen: EUR = EU-27 und EFTA; USA = Vereinigte Staaten von Amerika, RUS = Russische Föderation, CHN = 
China, IND = Indien, RA1 = Restliche Annex I Länder, EEX = Energieexportierende Länder (exkl. Mexiko), MIC = andere Länder 
mit mittleren Einkommen, NCOA = alle Ländergruppen außer EUR. 

Abbildung 3 zeigt die Verteilung des Carbon-Leakage-Effekts auf Sektoren. Der sektorale Carbon-Leakage-Effekt 

misst hierbei den Anstieg der Emissionen des jeweiligen Sektors in anderen Weltregionen relativ zu 

Emissionseinsparungen in Europa. Der sektorale Effekt ist in emissionsintensiven Sektoren (wie Eisen und Stahl 

I_S, Chemische Industrie CRP, Nicht-metallische mineralische Produkte NMM, Metalle außer Eisen NFM) deutlich 

höher als in emissionsextensiven Sektoren (Andere Produktionsgüter OMN, Alle anderen Güter AOG) und 

teilweise sogar deutlich höher als 100%. Somit kommt es durch unilaterale Klimapolitik nicht nur durch eine 

Verlagerung der Produktionsorte innerhalb eines Sektors sondern auch zu Verschiebungen in der 

Produktionsstruktur einer Weltregion: Europa spezialisiert sich stärker auf die weniger emissionsintensive 

Produktion und importiert im Gegenzug einen größeren Anteil emissionsintensiver Güter. 
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Abbildung 3: Sektorale Carbon-Leakage-Rate (in %) von unilateraler europäischer Klimapolitik 
(Referenzfall) 

Sektorabkürzungen: I_S = iron and steel, NMM = non-metalic mineral products, NFM = non-ferrous metals, CRP = chemical 
products, OIL = refined oil products, ELE = electricity, TRN = transport, OMN = other manufacturing, AOG = all other goods. 

 
Wie in Abschnitt 3.3 ausgeführt, werden außenhandelspolitische Maßnahmen wie Export Rückerstattungen und 

Import-Ausgleichsabgaben als mögliche second-best Maßnahmen zur Reduktion des Carbon-Leakage-Effekts 

diskutiert. Abbildung 4 zeigt, wie der Carbon-Leakage-Effekt durch das flankierende Einführen einer Import-

Ausgleichsabgabe (tariff) bzw. eine solche Abgabe kombiniert mit einer Export Rebate (btax) reduziert werden 

kann. Hierbei werden Import-Ausgleichsabgaben und Export Rückerstattungen nur in energieintensiven, 

außenhandelsexponierten Sektoren in Höhe des resultierenden CO2-Zertifikatpreises und unter Berücksichtigung 

der Emissionsintensität des Sektors im jeweiligen Produktionsland unterstellt. Weiters wird unterschieden, ob die 

Einnahmen aus Zöllen und Ausgaben aus Subventionen dem die Güter importierenden oder exportierenden Land 

zugerechnet werden. Es zeigt sich, dass durch Import-Ausgleichsabgaben der Carbon-Leakage-Effekt von 38% im 

Referenzfall (ref) auf rund 21% reduziert werden kann, mit unwesentlichen Unterschieden zwischen den beiden 

Varianten der Einnahmenverwendung. Wird die Import-Ausgleichsabgabe durch eine Export Rückerstattungen 

ergänzt, reduziert sich der Carbon-Leakage-Effekt auf 14% bzw. 15%. Somit kann Carbon Leakage durch 

flankierende handelspolitische Maßnahmen um bis zu zwei Drittel gemindert werden. Dieses Ergebnis unterstellt 

jedoch, dass nicht nur die CO2-Emissionen aus Verbrennungsprozessen sondern auch jene, die in 

Produktionsprozessen (beispielsweise in der Eisenerzeugung oder in der Chemischen Industrie) anfallen, dem 

Emissionshandel unterliegen und in der Berechnung des Ausgleichszahlungssatzes bzw. der Höhe Export 

Rückerstattungen berücksichtigt werden. Werden die Prozessbedingten CO2-Emissionen vernachlässigt, ist der 

resultierende Carbon-Leakage-Effekt einerseits zu niedrig (29% anstelle von 38%) und andererseits sind 

flankierende handelspolitische Maßnahmen deutlich weniger effektiv indem sie den Carbon-Leakage-Effekt 

maximal um ein Viertel und nicht um zwei Drittel vermindern können (Bednar-Friedl et al., 2012a). 
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Abbildung 4: Carbon-Leakage-Rate (in %) von unilateraler europäischer Klimapolitik ohne und mit flankierender 
Außenhandelspolitik (Import-Ausgleichsabgaben, Export Rückerstattungen) und unterschiedlicher 
Mittelverwendung (Zufluss zu importierenden oder exportierenden Land) 

 

3.5 Eine ethische und ökonomische Bewertung von unterschiedlichen Lastenverteilungen 
der Klimapolitik 

 

Zusätzlich zu unilateraler europäischer Klimapolitik wurden in diesem Projekt auch Szenarien untersucht, bei 

denen erstens die Gruppe der Klimapolitik betreibenden Länder größer ist, zweitens der Zeithorizont nun nicht 

mehr das Basisjahr sondern 2050 umfasst, und drittens die Reduktionsverpflichtungen entsprechend 

unterschiedlicher ethischer Prinzipien verteilt wurden. Somit reicht das Spektrum der untersuchten Szenarien von 

realistisch (unilaterale europäische Klimapolitik, UL) bis stärker idealistisch (gleiche pro-Kopf-Emissionen für alle 

Weltregionen, das zur Erreichung des 2-Grad-Ziels bis zum Ende des Jahrhunderts erforderlich ist) (für Details 

siehe Bednar-Friedl et al. 2013). Dazwischen werden zwei weitere Szenarien untersucht, die Klimaclubs 

unterschiedlicher Größe umfassen: entweder alle Ländergruppen mit hohen pro-Kopf-Emissionen (Szenario Club 

of High Emitters, CE) oder alle Ländergruppen mit hohem pro-Kopf-Einkommen (Szenario Club of the Rich, CR). 

Diese beiden Szenarien bilden somit das Polluter Pays bzw. das Ability to Pay Prinzip ab, während das Szenario 

Equal Emissions (EE) ein egalitäres Prinzip abbildet. Die Idee des Polluter Pays Prinzips besteht darin, die Kosten 

der Klimapolitik ins Verhältnis zur Verantwortung für die Schaffung des Problems zu setzen, während die Idee des 

Ability to Pay Prinzips darin besteht, unabhängig vom historischen oder gegenwärtigen Beitrag zum Klimawandel 

die Lastern denjenigen zuzuweisen, welche sie am besten tragen können. Ein Maß für die Fähigkeit, Lasten zu 

tragen, ist das pro Kopf Einkommen. Egalitäre Prinzipien können grundsätzlich Verschiedenes gleich verteilen, wie 
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zum Beispiel die prozentuale Emissionsreduktion oder die Wohlfahrt nach Abzug der Emissionsreduktionskosten. 

In der Klimagerechtigkeitsdebatte verteilt das prominenteste egalitäre Prinzip ein anderes Gut gleich: 

Emissions(rechte). Dieses Prinzip wird durch das Equal Emissions Szenario abgebildet. Tabelle 1 zeigt die 

Verteilung der Emissionsrechte pro Kopf auf die untersuchten Weltregionen je nach Szenario. Um die Ergebnisse 

der Szenarien vergleichbar zu machen, wird unterstellt, dass jedes Land, das einem Klimaclub angehört, die pro-

Kopf Emissionen auf das Niveau reduziert, das bei einer Gleichverteilung im Equal Emissions nötig wäre, während 

alle anderen Ländergruppen ihre pro-Kopf-Emissionen um 30% gegenüber einem Business as Usual Szenario im 

Jahr 2050 reduzieren. 

Tabelle 1: Pro-Kopf-Emissionsziele für CO2 je nach Szenario und Ländergruppe für 2050 
 Business as 

Usual  
(BAU)* 

Unilateral 
Leadership 

(UL) 

Club of the 
Rich  
(CR) 

Club of  
High Emitters 

(CE) 

Equal 
Emissions 

(EE)** 

EU + EFTA (EU) 12.06 1.56 1.56 1.56 1.56 

Nordamerika (NAM) 28.18 19.72 1.56 1.56 1.56 

Restliche Industriestaaten (ROI) 16.45 11.52 1.56 1.56 1.56 

Restliches Europa (ROE) 5.42 3.79 3.79 1.56 1.56 

Commonwealth of Independent States 
(CIS) 22.89 16.03 16.03 1.56 1.56 

Brazilien, Indien, China, Südafrika (BICS) 8.62 6.03 6.03 1.56 1.56 

Lateinamerika (LAM) 4.21 2.95 2.95 2.95 1.56 

Öl- und gasexportierende Länder (OIGA) 8.33 5.83 5.83 5.83 1.56 

Rest von Asien (RASI) 6.11 4.27 4.27 4.27 1.56 

Afrika (AFR) 0.31 0.22 0.22 0.22 1.56 

Global (Durchschnitt) 8.80 5.74 4.63 2.21 1.56 

Grüne Felder: BAU -30%; Orange Felder: einheitliches Pro-Kopf-Emissionsziel. 
* Quelle: Berechnet auf Basis GTAP7 & eigene Simulationen. 
** Quelle: berechnet auf Basis EcoFys (2011) 
 
Bevor die Ergebnisse der einzelnen Szenarien hinsichtlich ihrer Lastenverteilung untersucht werden, ist es 

wesentlich zu sehen, ob eine Gleichverteilung der Emissionsrechte ökonomisch effizient ist. Abbildung 5 

verdeutlicht, dass die Möglichkeit des Emissionshandels zwischen den Ländern des jeweiligen Klimaclubs stark 

genutzt werden und mit deutlichen Kosteneinsparungen – und somit Effizienzgewinnen -- hinsichtlich der 

Emissionsreduktion aus globaler Sicht führen. Diese Effizienzgewinne sind besonders groß, wenn die Klimaclubs 

Länder mit großen Unterschieden in den Emissionsreduktionskosten umfassen, wie dies in Szenarien Club of High 

Emitters und Equal Emissions der Fall ist. Industrieländer können in diesem Fall erhebliche Emissionsrechte von 
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weniger entwickelten Regionen wie Afrika oder Asien zukaufen, da diese gegenüber dem BAU eine Überallokation 

mit Emissionsrechten erhalten. 

 
Abbildung 5: Internationaler CO2-Emissionshandel (Exporte minus Importe) 2050 in MtCO2 
 
Bezüglich Wohlfahrt und BIP zeigt sich, dass Emissionshandel v.a. für Schwellen- und Entwicklungsländer 

vorteilhaft sein kann, da das entstehende Einkommen die Konsummöglichkeiten erhöht. Weiters können 

Industrieländer davon profitieren, dass Schwellen- und Entwicklungsländer ihre Einnahmen aus dem 

Emissionshandel teilweise auch für Importgüter aus Industrieländer verwenden. In fast allen Szenarien und 

Regionen sind die Wachstumsraten positiv, sogar für das Equal Emissions Szenario mit erheblichen 

Emissionsreduktionen für alle Weltregionen. Umgekehrt führt das Unilateral Leadership Szenario, in dem Europa 

ganz alleine die strikten Reduktionsvorgaben für die Pro-Kopf-Emissionen befolgt, zu erheblichen 

Wachstumseinbußen in Europa. Dieser Effekt wird im Szenario Club of the Rich, welches diese strikten 

Reduktionsvorgaben auch für Nordamerika und alle anderen Annex-I-Länder vorgibt, deutlich verstärkt. Somit ist 

nicht die Stringenz der Emissionsreduktion entscheidend für die Verteilung der Wohlfahrts- und 

Einkommenslasten von Klimapolitik, sondern die Ungleichverteilung der Zielvorgaben. 

In einem letzten Schritt wurde überprüft, inwieweit die Ergebnisse der Szenarien mit unterschiedlichen 

Indikatoren zur Messung der Gerechtigkeitsprinzipien übereinstimmen. Das Ability to Pay Prinzip wurde hierbei 

durch die Korrelation zwischen BIP pro Kopf in 2004 je Ländergruppe (als Maß für die Fähigkeit bzw. Ability) und 

der Reduktion der Pro-Kopf-Emissionen in 2050 relativ zum Basisjahr (wieder je Ländergruppe) implementiert. 

Analog wurde das Polluter Pays Prinzip durch die Korrelation zwischen den Pro-Kopf-Emissionen in 2004 und der 

Emissionsreduktion in 2050 abgebildet. Schließlich wurde das Equality Prinzip durch den Gini-Koeffizienten der 

Emissionseinsparungen in 2050 überprüft. Bei den Emissionseinsparungen wurden jeweils die Emissionen nach 

Ausschöpfung der Potenziale des Emissionshandels innerhalb der Klimaklubs berücksichtigt. 
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Tabelle 2: Beurteilung der Gerechtigkeit basierend auf Emissionen 2050 als Maß für die Lasten durch 
Klimapolitik 

Prinzip 
Szenario 

Ability to Pay Polluter Pays Equality 

 

Korrelation (Pro-Kopf-
Einkommen 2004 * 

absolute Veränderung 
in Pro-Kopf-Emissionen 
relative zum Basisjahr) 

Korrelation (Pro-Kopf-
Emissionen 2004 * 

absolute Veränderung in 
Pro-Kopf-Emissionen 

relative zum Basisjahr) 

Gini-Koeffizient der 
Verteilung von globalen 

Emissionen auf die 
Modellregionen in 2050 

Business as 
Usual 

.10 .55 .534  

Unilateral 
Leadership 

-.61 -.24 .584  

Club of the Rich -.77 -.44 .655  

Club of High 
Emitters 

-.70* -.83** .465  

Equal Emissions -.81** -1.00** .455  

Signifikanzniveaus: *** p<0.01, ** p<0.05, * p<0.1.   
Anm.: Da einige Variablen nicht normalverteilt sind, wurde der Rang-Korrelationskoeffizient nach Spearman berechnet. 
 

Tabelle 2 zeigt für das Ability to Pay Prinzip, dass in allen Szenarien außer dem Business as Usual die Korrelationen 

stark negativ sind, d.h. dass Länder mit höherem Einkommen stärkere Emissionsreduktionen vornehmen. 

Allerdings ist der Zusammenhang nur für die Szenarien Club of High Emitters und Equal Emissions signifikant, 

während für Unilateral Leadership und Club of the Rich der Zusammenhang zwischen Pro-Kopf-Einkommen im 

Basisjahr und Emissionsreduktion nicht signifikant ist. Für das Polluter Pays Prinzip sind die Korrelationen 

ebenfalls negativ und hoch signifikant für das Equal Emissions Szenario und das Club of High Emitters Szenario. 

Gemäß diesen Maßen für das Ability to Pay und das Polluter Pays Prinzip entspricht somit das Equal Emissions 

jedenfalls den beiden Prinzipien, dicht gefolgt vom Club of High Emitter Szenario (nachgereiht aufgrund der etwas 

schwächeren und weniger signifikanten Korrelationskoeffizienten), nicht aber die beiden anderen 

Klimapolitikszenarien. 

Der Gini-Koeffizient misst die Gleichverteilung der Emissionsbudgets auf die untersuchten Ländergruppen. Je 

näher dieser bei 1 liegt, desto ungleicher ist die Verteilung. Während die Verteilung in den Szenarien Club of High 

Emitters und Equal Emission somit gleicher ist als in Business as Usual, ist diese in den Szenarien Unilateral 

Leadership und Club of the Rich ungleicher (siehe letzte Spalte in Tabelle 2). Somit erfüllen die ersten beiden 

Szenarien das mit dem Gini Koeffizient operationalisierte Equality Prinzip, während letztere beide es nicht tun. 
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Vergleicht man die Szenarien nun nach den unterschiedlichen Gerechtigkeitsprinzipien zeigt sich, dass das Equal 

Emissions Szenario mit allen drei Maßen für die Gerechtigkeit übereinstimmt, dicht gefolgt vom Szenario Club of 

High Emitters. Die Szenarien Club of the Rich und Unilateral Leadership erfüllen die Maßzahlen für Ability to Pay 

and Polluter Pays hingegen nicht,  

Weiters wurde noch untersucht, ob und wie sich die Beurteilung der Lastenverteilung durch Klimapolitik ändert, 

wenn nicht Emissionseinsparungen sondern Wohlfahrts- oder Einkommenslasten als Maß betrachtet werden. 

Hier zeigt sich, dass die Selektion der Szenarien deutlich strenger ist und letztlich nur das Equal Emissions 

Szenario, nicht aber Club of the Rich oder Club of High Emitters, bei den Tests für die drei untersuchten Prinzipien 

positiv abschneiden. Zusätzliche Forschung hinsichtlich geeigneter Maße für die Lastenverteilung sowie deren 

adäquater Berücksichtigung bereits bei der Festlegung der Klimaklubs und ihrer Verpflichtungen ist daher 

erforderlich. 
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4 Schlussfolgerungen und Empfehlungen  
 
(1) Gerechtigkeitsaspekte  

Die Frage der gerechten Kostenverteilung im globalen Klimaschutz ist auch nach all diesen Jahren noch 

umstritten. Wir argumentieren für ein indirekt egalitaristisches Prinzip, welches auf den Nutzen aus – 

vergangenen und gegenwärtigen, inländischen und ausländischen – klimaschädlichen Aktivitäten angewendet 

wird. Das Ausmass der in Zukunft global zulässigen Emissionen wird dabei von einer (suffizientaristischen) Theorie 

intergenerationeller Gerechtigkeit vorgegeben.  

Die von vielen als enttäuschend eingeschätzten Fortschritte der Klimapolitik machen aber klar, dass sich die 

Debatte rund um Verteilungsgerechtigkeit in der Klimapolitik nicht auf eine utopische Idealvorstellung 

zurückziehen darf, sondern sich der graduellen Frage nach mehr oder weniger Ungerechtigkeit unter nicht-

idealen Bedingungen stellen muss. Wir haben insbesondere vier Bedingungen hervorgehoben, die unter nicht-

idealen Umständen relevant werden, welche wir die epistemische, die Kompatibilitäts-, die Möglichkeits-, und die 

Kostenbedingung genannt haben. Als weitere Erwägungen kommen Effektivität und Substituierbarkeit hinzu. 

Besonders der Begriff der Machbarkeit ist sowohl konzeptuell als auch praktisch ein heikler Begriff. Die 

konzeptuellen Schwierigkeiten des Begriffs der Machbarkeit setzen ihn dem Verdacht aus, in der politischen 

Praxis im Sinne des Eigeninteresses auf der Basis verzerrter Einschätzungen eingesetzt zu werden. Machbarkeit ist 

graduell und dynamisch und wird durch verschiedene Faktoren determiniert. Einer dieser Faktoren ist der 

politische Wille des untersuchten Akteurs sowie der politische Wille der Akteure, mit denen der untersuchte 

Akteur die Klimaschutzlasten gerecht teilen sollte. Bezüglich dieses letzten Aspekts haben wir uns mit der Frage 

beschäftigt, zu welchem Ausmass an Klimaschutz ein einzelner Akteur – wie insbesondere die EU – verpflichtet ist, 

wenn andere Akteure ihrerseits den fairen Anteil an der Gesamtlast nicht übernehmen. Wir kamen zum Schluss, 

dass sich die Pflichten der willigen Akteure verstärken statt abschwächen oder unverändert bleiben. Während wir 

zugestehen, dies einer Unfairness zwischen den Akteuren gleichkommt, argumentieren wir, dass diese Unfairness 

weniger gewichtig ist als die Rechte zukünftiger Generationen, die ansonsten übermässigen Klimarisiken 

ausgesetzt wären. Auch den Einwand, dass unilaterales Vorangehen im Klimaschutz bei gleichzeitig fehlendem 

Willen anderer Akteure wirkungslos sei, weisen wir ab. 

 

(2)  Unilaterale Klimapolitik, Carbon Leakage und die Wirksamkeit von CO2-Import-Ausgleichsabgaben und –

Export Rückerstattungen 

Die Relevanz von Carbon Leakage in Folge von unilateraler Klimapolitik ist in der politischen und akademischen 

Diskussion umstritten. Dies ist zunächst  einerseits darauf zurückzuführen, dass in der Literatur lange Zeit von 

moderaten klimapolitischen Eingriffen ausgegangen wurde und somit der Wettbewerbsnachteil von CO2-

intensiven, außenhandelsexponierten Sektoren im Vergleich zum nicht regulierten Ausland schwach war. 
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Andererseits wurden in der Mehrzahl der wissenschaftlichen Arbeiten nur Emissionen aus 

Verbrennungsprozessen berücksichtigt, Prozessemissionen jedoch vernachlässigt. Eine zentrale Schlussfolgerung 

aus dem Projekt RESPONSE ist, dass diese Vernachlässigung entscheidende Folgen sowohl für das Ausmaß von 

Leakage als auch für verfügbare Gegenmaßnahmen in Form von CO2-Import-Ausgleichsabgaben und Export 

Rückerstattungen hat: Während solche IPE Emissionen nur 10% der globalen Emissionen ausmachen, sind sie 

gerade in jenen Sektoren, die sowohl energieintensiv als auch international hoch kompetitiv sind, meist von hoher 

Relevanz, ja zeichnen in den meisten Ländern in diesen Sektoren für den überwiegenden Emissionsanteil 

verantwortlich (Stahl, Nicht-Metall Mineralien, Chemie). Im Zuge des Projekts RESPONSE wurde in einem globalen 

CGE Modell nachgewiesen, dass eine 20% Emissionsreduktion in Europa zu Carbon Leakage in Höhe vom 38% 

führt, während sie im Modell ohne Prozessemissionen nur 29% beträgt. Somit sind bisherige Abschätzungen von 

Carbon Leakage deutlich nach unten verzerrt. Umgekehrt ist die Wirksamkeit von flankierenden 

handelspolitischen Massnahmen (Import-Ausgleichsabgaben und Export Rückerstattungen auf Güter in CO2-

intensiven, handelsexponierten Sektoren) unter Berücksichtigung von Prozessemissionen, sowohl in der 

Festlegung von Höhe und sektorealem Bezug, deutlich höher: konnten sie ohne solche nur etwa ein Viertel der 

Leakage verhindern, so können sie diese nun um rund zwei Drittel absenken. 

 

(3) Internationaler Emissionshandel und die Lastenverteilung zwischen unterschiedlich entwickelten 

Weltregionen 

Während Gerechtigkeitsargumente seit den Anfängen der UN Klimaverhandlungen vorgebracht wurden, werden 

Gerechtigkeitsprinzipien in der Wissenschaft primär dazu verwendet, um Reduktionsziele zwischen 

unterschiedlich entwickelten Ländern festzulegen bzw. zu legitimieren. In diesem Projekt wurden daher 

unterschiedliche Emissionszielwerte, reichend von einer vollkommen Gleichverteilung der Emissionsrechte für 

alle Weltregionen bis zu einer unilateralen Emissionsreduktion nur innerhalb Europas, untersucht. Mit Hilfe eines 

CGE-Modells wurden die Effekte dieser unterschiedlichen Reduktionsszenarien quantifiziert und hinsichtlich ihrer 

Verteilungswirkung auf unterschiedlich entwickelte Weltregionen beleuchtet. Es zeigt sich, dass auch sehr 

stringente Klimaschutzziele erreichbar sind, wenn die Möglichkeit des internationalen Emissionshandels besteht. 

Infolge großer Unterschiede in den Vermeidungskosten können dadurch deutliche Kosteneinsparungen und somit 

Effizienzgewinne erzielt werden. Bezüglich Wohlfahrt und BIP verdeutlichen die Modellergebnisse, dass 

Emissionshandel v.a. für Schwellen- und Entwicklungsländer vorteilhaft sein kann (Einnahmen aus dem 

Emissionshandel eröffnet Konsummöglichkeiten), aber auch Industrieländer davon profitieren können, da 

Schwellen- und Entwicklungsländer auch vermehrt Importgüter aus Industrieländern nachfragen. Somit ist nicht 

die Stringenz der Emissionsreduktion entscheidend für die Verteilung der Wohlfahrts- und Einkommenslasten von 

Klimapolitik, sondern die Ungleichverteilung der Zielvorgaben. 
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Beurteilt man die Ergebnisse nach Gerechtigkeitsprinzipien wie Ability to Pay, Polluter Pays und Equality, ergibt 

sich, dass die Zuteilung von Emissionsrechten auf einer einheitlichen Pro-Kopf-Basis mit den unterschiedlichen 

Gerechtigkeitsprinzipien verträglich ist, v.a. deshalb, weil großzügige Zuteilungen an Schwellen- und 

Entwicklungsländer zu zusätzlichen Einnahmen in diesen Ländern und somit auch zu einer Erhöhung der 

Nachfrage nach Importgütern in Industrieländern führen. Umgekehrt hat eine Zuteilung von Emissionsrechten, 

die primär hoch entwickelte Länder beschränkt nicht aber weniger entwickelte Länder, auch negativere 

Konsequenzen für die weltweite Verteilung von Einkommen und Wohlfahrt haben kann. Die vorliegende 

Beurteilung der Lastenverteilung nach unterschiedlichen Gerechtigkeitsprinzipien verdeutlicht, dass die Wahl der 

Indikatoren sowohl hinsichtlich der Lasten (sollen Emissionreduktions-, Einkommens-, oder Wohlfahrtslasten 

gerecht verteilt werden?) als auch hinsichtlich der Operationalisierung von Fähigkeit, Emissionsverantwortung 

und Gleichheit zusätzlicher Forschung bedürfen. 

 

(4) Politische Gestaltungsoptionen für unilaterale Klimapolitik und Empfehlung an die EU 

Aus der obigen Diskussion lassen sich folgende Rahmenbedingungen für eine Politikempfehlung an die EU 

ableiten: (i) aus Gerechtigkeitssicht ist die EU verpflichtet, in der Klimapolitik weiterhin voranzuschreiten, selbst 

wenn andere Länder nicht mitziehen; (ii) eine derartige unilaterale Klimapolitik birgt die Gefahr von verstärkter 

Carbon Leakage und einer Verlagerung von Handels- und Investitionsströmen zum Nachteil der EU in sich; und (iii) 

die zur Erreichung des 2-Grad-Ziels erforderlichen deutlichen Emissionsminderungen sind nur erreichbar, wenn 

ein internationales Emissionshandelssystem unter Einbindung aller Länder geschaffen wird. 

Wir leiten daraus folgende Empfehlungen für die künftige Klimapolitik der EU ab: das mittel- und langfristige Ziel 

sollte die Einführung eines internationalen Emissionshandelssystems sein. Praktisch lässt sich das vermutlich nur 

im Rahmen eines internationalen Klimaabkommens verwirklichen. Ein Emissionshandelssystem bringt deutliche 

Effizienzgewinne bzw. Kostensenkungen gegenüber unilateraler Klimapolitik. Dies bietet die Möglichkeit, eine 

Lösung auszuarbeiten, bei der (im Vergleich zu unilateraler Klimapolitik der Industrieländer) alle Ländergruppen 

profitieren – letztlich sollte ein derartiges Emissionshandelssystem also längerfristig auch politisch umsetzbar 

sein. 

Kurzfristig hingegen ist die EU mit dem Problem konfrontiert, dass die von uns empfohlene Fortführung des 

Kurses, eine Führungsrolle in der Klimapolitik zu übernehmen, zu Nachteilen für die heimische Industrie führen 

kann. Es stellt sich daher die Frage, ob Gegenmaßnahmen in Form von CO2-Ausgleichsabgaben und -

Exportrückerstattungen zu empfehlen sind. Es ist relativ unbestritten – und wurde auch von uns erneut gezeigt 

(siehe Punkt 4.2 oben) –,  dass derartige handelspolitische Maßnahmen der Industrie der EU helfen. Dies 

beantwortet aber noch nicht die Frage, ob solche Maßnahmen auch nach den Kriterien der globalen Gerechtigkeit 

und der Kosteneffektivität der Klimapolitik anstrebenswert sind. In der praktischen Umsetzung sind hier zwei 



 

26 
 

mögliche Ansätze zu unterscheiden:  (i) CO2-Ausgleichsabgaben und –Exportrückerstattungen werden nur für 

leakage-gefährdete, emissionsintensiv produzierende Sektoren eingeführt; oder (ii) die Ausgleichsabgaben und 

Rückerstattungen werden auf alle Importe und Exporte angewandt – womit ein Übergang vom derzeitigen 

produktionsbasierten Klimapolitik-Ansatz zu einem konsumbasierten Ansatz erreicht werden könnte (in 

steuerrechtlicher Terminologie: vom Prinzip der Besteuerung im Ursprungsland zur Besteuerung im 

Bestimmungsland). 

Für beide Ansätze kommen wir zu folgenden Schlüssen: CO2-Ausgleichsabgaben und –Exportrückerstattungen 

machen die Klimapolitik aus globaler Sicht weder notwendigerweise kosteneffektiver noch gerechter. Zu 

empfehlen wären sie für die Europäische Union aber sowohl aus Kosteneffektivitäts- als auch aus 

Gerechtigkeitsgründen, wenn sie mit folgenden Begleitmaßnahmen verbunden werden: 

- die Einnahmen aus den Import-Ausgleichsabgaben werden an die Länder transferiert, aus denen die Importe 

stammen – im speziellen, wenn es sich bei diesen Ländern um Entwicklungsländer und Schwellenländer 

handelt. Diese Begleitmaßnahme ist zu empfehlen, da Importabgaben im Allgemeinen zu deutlichen 

Einkommensverlusten jener Länder führen, aus denen die Importe stammen. Das ist weder aus 

Gerechtigkeitsgründen anzustreben – es würde dem UNO-Prinzip der „gemeinsamen, aber unterschiedlichen 

Verantwortung“ widersprechen, noch aus Gründen der Kosteneffektivität – der Einnahmen-Ausfall bei 

Schwellenländern kann dort zu einer Erhöhung er Emissionsintensität führen. 

- Transfer von „sauberen Technologien“ an Entwicklungs- und Schwellenländern: diesen Ländern muss die 

Möglichkeit gegeben werden, auf die Import-Ausgleichsabgaben mit einer Umstellung ihrer 

Produktionstechnologie in Richtung weniger CO2-intensive Verfahren zu reagieren. Die Alternative – ein 

Rückgang der Exporte der Schwellenländer aufgrund der Zölle – wäre weder aus Gerechtigkeits- noch aus 

klimapolitischer Sicht wünschenswert und wäre außerdem realpolitisch vermutlich kaum umsetzbar – 

Vergeltungsmaßnahmen der Schwellenländer könnten die Folge sein. 

- Exportrückerstattungen für in der EU erzeugte Waren (die die Belastung durch Klimapolitikmaßnahmen 

wieder ausgleichen) sind empfehlenswert - sowohl aus Effektivitäts- als auch aus Verteilungsgründen (auch 

wenn hier die Intuition vielleicht das Gegenteil besagen würde). Die quantitativen Auswirkungen sind aber bei 

beiden Kriterien derart gering, dass ein Verzicht auf solche Subventionen – etwa aus rechtlichen oder 

politischen Gründen – kaum ins Gewicht fallen würde.  

Ein Beschluss innerhalb der EU, diese Begleitmaßnahmen auch tatsächlich umzusetzen, ist voraussichtlich 

politisch nicht leicht zu erreichen – es geht um viel Geld und im Falle des Technologietransfers auch um 

Patentrechte, die oft im Besitz privater Unternehmen sind. Sind die von uns empfohlenen Begleitmaßnahmen 

nicht umsetzbar, können wir die Einführung von CO2-Ausgleichsabgaben und –Exportrückerstattungen durch die 

EU allerdings nicht empfehlen: der Effekt wäre lediglich eine Einkommensumverteilung zuungunsten der 
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Entwicklungs- und Schwellenländer ohne großen – und vielleicht sogar mit gegenläufigem – Effekt auf die 

Kosteneffektivität. In der Tat würden die Ausgleichsabgaben und Rückerstattungen zwar helfen, 

Wettbewerbsnachteile für in der EU ansässige Unternehmen zu verhindern oder zu dämpfen – ohne 

entsprechende Begleitmaßnahmen wäre dies aber nicht zwingend mit für das Klima positiven Auswirkungen auf 

globaler Ebene verbunden. In diesem Fall wären die Ausgleichsabgaben und Rückerstattungen daher aus 

handelsrechtlicher Sicht eventuell angreifbar – und realpolitisch international nur schwer durchsetzbar.  
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C) Projektdetails  
 
5 Methodik 

5.1 Ansätze der praktischen Philosophie 

Die philosophischen Beiträge zum Gesamtprojekt – insbesondere zur Frage der 

Verteilungsgerechtigkeit, der Konsumenten- und Produzentenverantwortung und der nicht-idealen 

Theorie – weisen normative Fragestellungen auf. Diese wurden innerhalb eines analytischen 

Paradigmas diskutiert und stützen sich insbesondere auf die Idee des Überlegungsgleichgewichts 

von John Rawls. In der Methode des Überlegungsgleichgewichts werden normative 

Schlussfolgerungen unter Bezug auf Prinzipien und Prämissen gerechtfertigt, die gegenseitig und mit 

den Schlussfolgerungen kohärent sind und somit, bildhaft gesprochen, ein Gleichgewicht erreicht 

haben. Die Ausgangsbasis sind moralische Intuitionen, die aber verfeinert werden und zum Teil 

ergänzt und aufgegeben werden, um ein kohärentes Ganzes zu erhalten, das aus Intuitionen sowie 

den sie rechtfertigenden Prinzipien und Hintergrundtheorien besteht. Die relevanten Intuitionen sind 

wohlerwogene moralische Urteile zu bestimmten konkreten Fragen, die daraufhin generalisiert 

werden, um auf eine allgemeinere Klasse von Fragen Antworten zu geben. Prinzipien sind so 

formuliert, dass sie diese moralischen Urteile einordnen, dass sie auch auf andere Fälle passende 

Antworten liefern und dass sie sich gut in die relevanten Hintergrundtheorien einordnen. Der Prozess 

des Testens, Anpassens und Wiederanpassens der Intuitionen, Prinzipien und Hintergrundtheorien 

wird so lange fortgeführt, bis ein kohärenter Satz an Prinzipien bereitsteht, der unsere stärksten 

Intuitionen gut „einfangen“ und rechtfertigen kann. Dieser Satz an Prinzipien kann daraufhin 

verwendet werden, um neuartige und umstrittene Fragen zu klären und zu beantworten. Der 

Ausgangspunkt für unsere Arbeit bestand im Allgemeinen aus Werten, die in westlichen liberalen 

Demokratien breit geteilt werden und die in der gegenwärtigen politischen Debatte und 

philosophischen Literatur reflektiert sind. Diese wurden ins Verhältnis gesetzt zu den Prämissen, die 

der Arbeit in unserem Projekt zugrunde liegen, sowie den Resultaten, die aus ihr folgen.  

5.2 Analytische ökonomische Modellanalyse 
 

Die Frage, ob produktions- oder konsumorientierte Klimapolitikansätze kosteneffektiver sind und welche 

Verteilungswirkung die beiden Ansätze haben, haben wir mithilfe eines analytischen ökonomischen Modells 

untersucht. Diese Methode haben wir aus folgenden Gründen gewählt: die Literatur zu in Handelsströmen 

enthalten Emissionen verwendet zwar aufwendige Modelle aus dem Bereich der Input-Output-Analyse zur 

Quantifizierung der entsprechenden Emissionsmengen, sie untersucht aber nicht die den CO2-Strömen 

zugrundeliegenden ökonomischen Zusammenhänge. Die Literatur zu CO2-Grenzausgleichsmaßnahmen (Border 

Carbon Adjustments) wiederum arbeitet hauptsächlich mit Computable-General-Equlibrium-Modellen (CGE). 

Derartige Modelle umfassen im Normalfall Dutzende Sektoren in Dutzenden Ländergruppen. Diese Komplexität 
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hilft, möglichst realistische Abschätzungen von Parameterwerten vorzunehmen, aber sie verstellt manchmal auch 

den Blick auf die für die beobachteten Effekte verantwortlichen grundlegenden Zusammenhänge. Schließlich gibt 

es auch noch einen dritten Literaturstrang, der sich mit dem Vergleich produktions- und konsumorientierter 

Politikansätze beschäftigt: theoretische, model-basierte Beiträge aus den 70er und frühen 90er-Jahren des 

vorigen Jahrhunderts. Diese Analysen haben auf sehr hohem Abstraktionsniveau einige wesentliche Ergebnisse 

gebracht – so wurde etwa gezeigt, dass Grenzausgleichsabgaben zur unilateralen Korrektur globaler externer 

Effekte effizienzsteigernd wirken. Das hohe Abstraktionsniveau dieser Modelle hat aber auch zur Folge, dass mit 

ihrer Hilfe gewisse für die Praxis relevante Fragen nicht untersucht werden konnten – etwa die 

Wechselwirkungen zwischen Energiemärkten und Gütermärkten oder die Wirkung von Klimapolitik auf die von 

den Unternehmen eingesetzte Produktionstechnologie. Genau in diesen Bereichen bestand also eine 

Forschungslücke, ein Bereich, der von den vorhandenen Studien nicht abgedeckt wurde. Um diese Fragen zu 

untersuchen, haben wir daher ein stilisiertes analytisches Modell auf mittlerer Abstraktionsebene entwickelt. 

Konkret handelt es sich um ein partielles Gleichgewichtsmodell mit 2 Regionen, die miteinander Handel treiben. 

Insgesamt werden Angebot und Nachfrage von 4 Endprodukten sowie einem fossilen Energieträger dargestellt, 

der als Input für die Produktion der 4 Güter dient. Mit Hilfe dieses Models haben wir die Auswirkungen 

verschiedener Ansätze der Klimapolitik auf die Emissionsintensität in der Produktion und die produzierten und 

konsumierten Gütermengen in den beiden Regionen abgebildet. Dies hat wiederum Rückschlüsse auf die Stärke 

der Carbon Leakage, die internationale Überwälzung der Kosten der Klimapolitik und letztendlich die 

Kosteneffektivität des konsum- im Vergleich zum produktionsorientierten Klimapolitikansatz erlaubt. (Lininger, 

2013; Steininger et al., 2013). 

 

5.3 Computable General Equilibrium Modellierung 

 
Um die volkswirtschaftlichen Effekte von Klimapolitik zu ermitteln, wurde in diesem Projekt die Methode des 

Computable General Equilibrium (CGE) Modeling angewandt. Es handelt sich hierbei um eine quantitative 

ökonomische Methode welche von einer komplexen gegenseitigen Vernetzung der Wirtschaftssubjekte  

untereinander ausgeht. Die Methode beruht auf nationalen Input-Output Tabellen und international 

abgestimmten Handelsbilanzen als Datenbasis, sowie auf preisabhängigen, flexiblen Produktions- sowie 

Nachfragekoeffizienten zur Beschreibung des Entscheidungskalküls der ökonomischen Akteure beruht. Da 

klimapolitische Instrumente, wie etwa die Einführung eines Emissionszertifikate-Systems, Auswirkungen auf die 

Produktionskosten und somit die Preise emissionsintensiver  Produkte haben, ist es notwendig diese durch 

endogen veränderbare Produktionskoeffizienten abbilden zu können. Weiters ist für die Analyse von Klimapolitik 

die internationale Dimension, also die wirtschaftliche Vernetzung einzelner Staaten oder Weltregionen von 
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zentraler Bedeutung. Durch die beschriebenen Eigenschaften der CGE Methode eignet sich diese somit besonders 

für die Analyse der globalen Auswirkungen von unterschiedlichen klimapolitischen Instrumenten in 

makroökonomisch konsistenter Weise.  

In diesem Projekt wurde ein multi-regionales, multi-sektorales CGE Modell, das die globalen Handelsströme sowie 

den CO2-Verbrauch sowohl aus Verbrennungs- als auch Produktionsprozessen abbildet. Das Modell ist auf Daten 

der GTAP-Datenbasis (Narayanan and Walmsley, 2008) für das Jahr 2004 kalibriert, welche konsistente Input-

Output- und Außenhandelstabellen für 113 Länder und 63 Sektoren zur Verfügung stellt. Die Datenbasis bietet 

zudem Informationen zu Energieintensitäten aufbauend auf den Daten der IEA Energiebilanzen, die mit 

Energiepreisen bewertet werden (McDougall and Lee, 2006; McDougall and Aguiar, 2007; Rutherford and Paltsev, 

2000). Da die in GTAP bereitgestellten Emissionen nur Verbrennungsprozesse berücksichtigen, wurden Daten des 

UNFCCC GHG inventory herangezogen, um die fehlenden Prozessemissionen für CO2 zu ergänzen. 

Abbildung 6 verdeutlicht die Struktur des CGE-Modells (siehe Bednar-Friedl et al., 2012b für Details). Die 

Endnachfrage in jeder Weltregion wird durch ein Aggregat bestehend aus privaten Haushalten und dem Staat 

(Regional houshold) abgebildet. Dieser regionale Haushalt stellt der Produktion Kapital (K), Arbeit (L) und 

natürliche Ressourcen (R) zur Verfügung. Gemeinsam mit Importen aus anderen Weltregionen bildet die 

heimische Produktion, abzüglich der Exporte, das heimische Angebot an Gütern (Armington aggregate bzw. 

domestic supply). Dieses heimische Angebot an Gütern wird wiederum vom regionalen Haushalt sowie anderen 

Produktionssektoren nachgefragt.  Verbrennungsbasierte CO2 Emissionen fallen sowohl in den 

Produktionssektoren als auch in der privaten Endnachfrage an und sind in einem fixen, jedoch 

treibstoffspezifischen, Verhältnis an den Einsatz von fossilen Energieträgern gekoppelt. CO2 Prozessemissionen 

werden in der Eisen und Stahl-, der Chemie-, sowie der Zementindustrie modelliert. 

 
Abbildung 6: Überblick über die Struktur des CGE-Modells 
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6 Arbeits und Zeitplan  
 
Das Projekt wurde in 7 Arbeitspakete gegliedert (WP – Work packages). Abbildung 7 zeigt den Arbeitsablauf und 
die Verknüpfungspunkte zwischen den einzelnen Arbeitspaketen: 
 

 
Abbildung 7: Arbeitsablauf 
 
Zeitplan: 
WP 1: Februar 2011 – Jänner 2012 
WP2: Februar 2011 – Mai 2012 
WP3: März 2011 – Dezember 2012 
WP4: April 2011 – August 2012 
WP5: September 2011 – Oktober 2012 
WP6: April 2012 – Dezember 2012 
WP7: Februar 2011 – Dezember 2012  
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7 Publikationen und Disseminierungsaktivitäten  
 
Aus dem ACRP Projekt RESPONSE erwuchsen die folgenden Publikationen, Disseminationsveranstaltungen und 
Vorträge.  

Publikationen 

Bednar-Friedl, B., Schinko, T., Steininger, K.W. (2012a), The relevance of process emissions for carbon leakage: A 

comparison of unilateral climate policy options with and without border carbon adjustment , Energy 

Economics, 34, Supplement 2: S168-180  http://dx.doi.org/10.1016/j.eneco.2012.08.038 

Bednar-Friedl, B., Roser, D., Schinko, T., Tuerk, A. (2013), An Economic and Justice Assessment of Burden Sharing 

Agreements: Matters of Responsibility, Ability, and Equality, RESPONSE working paper RWP3, submitted to 

EAERE 2013 and the Jahrestagung 2013 des Ausschuss für Umwelt- und Ressourcenökonomie des Vereins für 

Socialpolitik. 

Hohl, S. & Roser, D. (2011): Stepping in for the Polluters? Climate Justice under Partial Compliance, Analyse und 

Kritik: 477-500. 

Lininger, C., Steininger, K., Droege, S., Roser, D., Tomlinson, L. (2012), Towards a Legitimate and Effective Climate 

Policy: on the (ir)relevance of deciding between a Production Based and Consumption Based Accounting 

Principle, submitted to EAERE 2013. 

Lininger, C. (2013), Consumption-Based Approaches in International Climate Policy: An Analytical Evaluation of 

the Implications for Cost-Effectiveness, Carbon Leakage, and the International Income Distribution, Graz 

Economic Papers 13-03 

Meyer, L. and Sanklecha, P. (2011), Individual Expectations and Climate Change, Analyse & Kritik: Zeitschrift fuer 

Sozialtheorie 32: 449-471. 

Meyer, L. (2012) (ed.), Intergenerational Justice. The Library of Esssays on Justice, Ashgate. 

Meyer, L. (2013), Why Historical Emissions Should Count”, Chicago Journal of International Law 13: 598-614. 

Meyer, L. & Roser, D. (2011), Climate justice in the straightjacket of political feasibility, Response Working Paper, 

RWP2. 

Roser, D. & Tomlinson, L. (2012), Trade Policies and Climate Change: Border Carbon Adjustments as a Tool for a 

Just Global Climate Regime, eingereicht bei Ancilla Iuris. 

Steininger, K.W., Lininger, C., Droege, S., Roser, D., Tomlinson, L. (2013), Towards a Just and Cost-Effective Climate 

Policy: On the Relevance and Implications of Deciding Between a Production versus Consumption Based 

Approach, under review. 

http://dx.doi.org/10.1016/j.eneco.2012.08.038
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Tuerk, A. & Roser, D. (2012), Assessment of climate policy architectures after Copenhagen: New paradigms for 

climate policy, Response Working Paper, RWP1. 

International RESPONSE project Workshops and Conferences 

Zur Diskussion und Dissemination der Projektergebnisse wurden insbesondere zwei Internationale Workshops 

abgehalten, die als Ganze spezifisch unserem Projekt gewidmet waren: 

 

(1) Responding to the challenges for international and European climate policy after Copenhagen and 

Cancun (RESPONSE project), Workshop, October 19, 2011 

SWP 

Ludwigkirchplatz 3-4 

10719 Berlin 

 

(2) Designing an effective and fair new Climate Regime: The role of Accounting, International Carbon Flows 

and New Market Mechanisms, Workshop, November 12, 2012 

Representation of Saxony-Anhalt to the EU – Centre of the Regions  

Boulevard Saint Michel 80,  

1040 Brussels 
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Presentations  

Die Projektergebnisse wurden an folgenden Tagungen, Konferenzen, Workshops und Veranstaltungen vorgestellt 
und diskutiert: 

 
Birgit Bednar-Friedl, Dominic Roser, Thomas Schinko, Andreas Tuerk, “Climate Coalitions: Economic and Justice 

Considerations”, RESPONSE Stakeholder Workshop “A Future Climate Regime: How to Address Carbon Flows, 
Fairness and Policy Effectiveness?”, RESPONSE Stakeholder Workshop Brussels, Belgium, Nov 12, 2012 

 
Birgit Bednar-Friedl, Thomas Schinko, Karl Steininger, “The relevance of process emissions for carbon leakage: A 

comparison of unilateral climate policy options with and without border carbon adjustment”, EMF (Energy 
Modeling Forum) 29 Release Workshop, Washington DC, USA, Sep 4-5, 2012 

 
Birgit Bednar-Friedl, Thomas Schinko, Karl Steininger, “The relevance of process emissions for carbon leakage: A 

comparison of unilateral climate policy options with and without border carbon adjustment”, International 
Energy Workshop, Cape Town, South Africa, June 19-21, 2012 

 
Barbara Buchner, Susanne Droege and Lukas Meyer, Plenary Discussion “Post-Copenhagen Climate Policy” Alter 

Universität Graz, Aula, Annual Meeting of the Austrian Economic Association, June 3, 2011. (moderated by 
Nadja Hahn, ORF) 

 

Barbara Buchner, Global Governance Programme Executive Training Seminar Series “Climate Governance – Issues 
and Institutions”, European Uuniversity Institute, Florence, Italy. 31 May 2012 (travel expenses covered not 
out of the RESPONSE project budget) 

 

Susanne Dröge, Karl Steininger und Christian Lininger, International trade policy, different climate architectures 
and the role of consumption-based versus production based accounting. Workshop “Responding to the 
challenges for international and European climate policy after Copenhagen and Cancun” (RESPONSE Project), 
Stiftung Wissenschaft und Politik (Berlin), 19.10.2011 

 
Christian Lininger, Karl Steininger, Towards an Effective Climate Policy: on the (ir)relevance of deciding between a 

Production Based and Consumption Based Accounting Principle, Jahrestagung der Österreichischen 
Nationalökonomischen Gesellschaft, Wien, Mai 2011. 

 
Lukas Meyer and Dominic Roser, Stiftung Wissenschaft und Politik (Berlin), 19.10.2011, Workshop “Responding to 

the challenges for international and European climate policy after Copenhagen and Cancun” (RESPONSE 
Project), Presentation “The Least Unjust Option? Climate Justice and Political Feasibilty” 

 
Lukas Meyer:  “Right to an Open Future”. Presentation at Kick-off Workshop of the ESF Research Networking 

Programme “Rights to a Green Future”, University of Bucharest on November 1, 2011 (travel expenses 
covered not out of the RESPONSE project budget) 

 
Lukas Meyer: “Individual Expectations and climate Justice”. Presentation at Centre for Ethics, Law and Public 

Affairs (CELPA), University of Warwick, November 21, 2011 (travel expenses covered not out of the RESPONSE 
project budget) 
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Lukas Meyer, University of Melbourne, 15.03. 2012, Public Lecture “Climate Justice. The Significance of Historical 
Emissions” 

 
Lukas Meyer, University of Sidney, 16.03. 2012, Public Lecture “Legtimate Expectations and Climate Justice“ 
 
Dominic Roser: “Climate Justice and Political Feasibility”, Workshop of the Research Networking Programme 

„Rights to a Green Future“, University of Bucharest, November 2011 (travel expenses covered not out of the 
RESPONSE project budget) 

 
Dominic Roser (together with Clare Heyward): “Feasibility and Climate Justice“, ECPR General Conference, 

Reykjavik, August 2011, and MANCEPT Workshops in Political Theory, University of Manchester, September 
2011 (travel expenses covered not out of the RESPONSE project budget) 

 
Dominic Roser: "Climate Justice and Political Feasibility", Research Colloquium on Environmental Justice, 

University of Zurich, October 2011 
 
Dominic Roser: "Stepping in for the Polluters", Research Colloquium on Environmental Justice, University of 

Zurich, June 2011 
 
Dominic Roser: “Töten Warmduscher? Klimawandel und individuelle Pflichten“, Zürich-Tübingen-Workshop, 

University of Zurich, December 2011. 
 
Dominic Roser: “How to Think about the Ethics of Border Carbon Adjustments“, Workshop on Resource Rights 

and Sustainable Resource Management, Universität Zürich, Februar 2012. 
 
Dominic Roser: “Klimagerechtigkeit, Graue Emissionen und Umweltzölle“, Workshop "Umwelt, Gründe, Werte", 

Universität Greifswald, April 2012. (Spesen nicht durch das RESPONSE Budget gedeckt) 
 
Dominic Roser: “How to Think about the Ethics of Border Carbon Adjustments“, Climate Justice Workshop, 

University of Oxford, Juni 2012. 
 
Dominic Roser: “How to Think about the Ethics of Border Carbon Adjustments“, Conference of the ESF Research 

Networking Programme Rights to a Green Future, Seggau (Österreich), September 2012. (Spesen nicht durch 
das RESPONSE Budget gedeckt)  
 

Dominic Roser and Karl Steininger, The role of consumption based approaches in unilateral GHG policy settings. 
Workshop “Designing an Effective and Fair New Climate Regime“, Brüssel, November 2012.  

 
Thomas Schinko and Karl Steininger: "Climate policy leakage: the relevance of acknowledging process emissions 

and the fuel channel". Presentation of the results of the model refinement (WP4) at the EMF Modeling 
Workshop, Oslo, Nov 17-18 2011. 

 
Karl Steininger, A CGE Analysis of Climate Policy Options After Cancun: Bottom-Up Architectures, Border Tax 

Adjustments, and Carbon Leakage, Annual Meeting fo the Association of Environmental and resource 
Economists, SEATTLE, US, 09.06.2011 
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Karl Steininger, The Carbon Content of International Trade, EU Commission and Institute of European Studies, 
University of British Columbia, Vancouver, Canada, 11.06.2011 

 
Karl Steininger, Thomas Schinko, Birgit Bednar-Friedl, A CGE Analysis of Climate Policy Options After Cancun: 

Bottom-Up Architectures, Border Tax Adjustments, and Carbon Leakage, 18th Annual Conference of the 
European Association of Environmental and Resource Economists (EAERE 2011), Rome, Italy, June 29 – July 2, 
2011 

 
Karl Steininger, Birgit Bednar-Friedl, Thomas Schinko, The relevance of process emissions for carbon leakage: A 

comparison of unilateral climate policy options with and without border carbon adjustment, Workshop of 
Austrian Environmental and Resource Economists,  Innsbruck, 01.03.2012 

 
Karl Steininger,  The relevance of process emissions for carbon leakage: A comparison of unilateral climate policy 

options with and without border carbon adjustment, Jährliche Tagung des Ausschusses für Umwelt- udn 
Ressourcenökonomik des Vereins für Socialpolitik, Wageningen, NL, 27.04.2012 

 
Karl Steininger, Birgit Bednar-Friedl, Thomas Schinko, The relevance of process emissions for carbon leakage: A 

comparison of unilateral climate policy options with and without border carbon adjustment, Annual Meeting 
of the European Association of Environmental and resource Economists 2012, Prag, 28.06.2012 

 
Karl Steininger,  Behaviour and economic effectiveness; Roundtable 1: Social and Technological solutions, 

Conference From Science to Policy, Laxenburg, IIASA, 26.10.2012 
 
Luke Tomlinson: “Responsibility for Carbon Emissions; Consumption and Production Based Accounting“, Climate 

Justice Workshop, University of Oxford, June 2012. 
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Media coverage: 

(1) APA, 4.10.2012  “Uni Graz nimmt Europa Klimapolitik unter die Lupe” 

(2) Kleine Zeitung, 4.10.2012, “Uni Graz nimmt Europa Klimapolitik unter die Lupe” 

(3) AGITANO – Wirtschaftsforum Mittelstand, 8.1.0.2012: „Abwanderung von Emissionen: Die 

Auswirkungen europäischer Klimapolitik auf globaler Ebene“ 

(4) BISTECH, 4.10.2012, Grazer ForscherInnen untersuchten die Auswirkungen europäischer Klimapolitik 

auf globaler Ebene 

(5) GEONEWS, 4.10.2012, Grazer ForscherInnen untersuchten die Auswirkungen europäischer 

Klimapolitik auf globaler Ebene 

(6) Innovationsreport, Forum für Wissenschaft, Industrie, Wirtschaft, 4.10.2012, Grazer ForscherInnen 

untersuchten die Auswirkungen europäischer Klimapolitik auf globaler Ebene 

(7) CO2 Handel.de, 4.10.2012, Emissionen-Export: Auswirkungen europäischer Klimapolitik auf globale 

Ebene 

(8) Der Standard, 13./14.10.2012, Titelseite: „EU Klimapolitik führt zum Export von Treibhausgasen“ 

Der Standard, 13./14.10.2012, Headline Teil Wirtschaft: „EU verlagert Treibhausgas-Emissionen“ 

http://derstandard.at/1348285914414/EU-verlagert-Treibhausgas-Emissionen 

(9) Die Presse,13.10.2012,  „Wie man Treibhausgase wirksam reduzieren kann“ 

http://diepresse.com/home/panorama/klimawandel/1300937/Wie-man-Treibhausgase-wirksam-

reduzieren-kann 
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